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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Haftpflichtversicherung für betriebliche 
und berufliche Risiken 
(BBR die Bayerische2022)  
 
 
Teil A – Allgemeine Bestimmungen 

A1   Versichertes Risiko 

A2   Mitversicherte Personen und Unternehmen 

A3   Mitversicherung von Nebenrisiken 

A4   Nachhaftung 

A5   Künftige Bedingungs- und Leistungsverbesserungen (Update-Garantie) 

Teil B – Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
(B 8.4, B 11 und B 36, nur im Falle besonderer Vereinbarung) 

B1    Vermögensschäden 

B2    Abhandenkommen von Sachen 

B3    Abhandenkommen von Schlüsseln 

B4    Vorsorgeversicherung 

B5    Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers 

B6    Ansprüche mitversicherter Personen untereinander  

B7    Mietsachschäden 

B8     Tätigkeitsschäden 

B9     Auslandsschäden 

B10   Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht werden 

B11   Umweltrisiken 

B12   Strahlenschäden 

B13   Schäden durch Abwässer    

B14   Vertragliche Haftpflicht bei Anschlussgleisbetrieben    

B15   Mängelbeseitigungsnebenkosten 

B16   gestrichen 

B17   Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen 

B18   Arbeits- und Liefergemeinschaften 

B19   Energiemehrkosten 

B20   Nutzung von Internet-Technologie 

B21   Vertragshaftung 

B22   Schiedsgerichtsvereinbarungen 

B23   Vermögensschäden durch das Auslösen von Fehlalarmen 

B24   Fehlerhafte Einweisung von fremden Kraftfahrzeugen (z.B. Autokräne, LKW) 
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B25   Unterfangen, Unterfahrungen 

B26  gestrichen 

B27   Nachbesserungsbegleitschäden 

B28   Aktive Werklohnklage 

B29   Kraft, und / oder Luftfahrzeugrisiko 

B30   Gebrauch fremder Kraftfahrzeuge – Non-Ownership-Deckung 

B31   Gemeinsame Bestimmungen zu Teil B Ziffern 29 und 30 

B32   Gelegentliche Überlassung von Arbeitskräften 

B33   Gelegentliche Überlassung von Gerüsten 

B34   Vermögensschäden aus dem Verlust von Daten beim Auftraggeber 

B35   Vermögensschäden aus der Ausstellung von Energieausweisen und 
         Modernisierungsempfehlungen 
B36   Beauftragung von Subunternehmern auch für Tätigkeiten die nicht den Tätigkeiten       
         bzw. Gewerken der dem Vertrag zugrundeliegenden Betriebsbeschreibung 
         entsprechen gemäß besonderer Vereinbarung 

B37   Schäden durch Asbest 

B38   Versehensklausel 

B39   Summen- und Konditionsdifferenzdeckung 

B40   Besserstellungsklausel 

B41   Abweichungen zu den Verbandsbedingungen 

B42   Verzicht auf Rücktritt bei vorvertraglicher Anzeigepflichtverletzung 

B43   Vollständigkeit Betriebsbeschreibung der mitversicherten Unternehmen 

B44   Sonderregelung zur Dokumentierung von gewässerschädlichen Stoffen 

B45   Repräsentanten 

B46   Regressverzicht 

B47   Klausel Verzicht auf Kündigung im Erstschadenfall 

B48   Forderungsausfalldeckung 

B49   Allmählichkeitsschäden 

B50   Betriebsbesichtigungen 

B51   Corona-Test  

B52   Home-Office/Telearbeit 

B53   Salvatorische Klausel 

Teil C – Risikobegrenzungen für alle Risiken 

C1    nicht versicherte Risiken 

C2    Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger 

C3    Wasserfahrzeuge 

C4    Luft- und Raumfahrzeuge 

Teil D – Besondere Bestimmungen für das Produkthaftpflichtrisiko 
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt – siehe Versicherungs-
schein -) 

D1    Gegenstand der Versicherung 

D2    Versichertes Risiko 
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D3    Mitversicherte Personen 

D4    Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungsschutzes 

D5    Vertragliche Haftung 

D6    Risikoabgrenzung / Ausschlüsse 

D7    Zeitliche Begrenzung 

D8    Versicherungsfall und Serienschaden 

D9    Versicherungssumme, Maximierung und Selbstbehalte 

D10   Erhöhung und Erweiterung des Risikos / neue Risiken 

Teil E – Besondere Bestimmungen für das Umwelthaftpflichtrisiko 
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt – siehe Versicherungs-
schein -) 

E1    Gegenstand der Versicherung 

E2    Umfang der Versicherung 

E3    Erweiterter Versicherungsschutz 

E4    Vorsorgeversicherung/Erhöhungen und Erweiterungen 

E5    Versicherungsfall 

E6    Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 

E7    Nicht versicherte Tatbestände 

E8    Versicherungssummen, Maximierung, Serienschadenklausel 

E9    Nachhaftung und Rückwärtsversicherung 

E10   Versicherungsfälle im Ausland 

E11   Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht werden 

Teil F – Besondere Bestimmungen für das Umweltschadensrisiko 
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt – siehe Versicherungs-
schein -) 

FI   Grunddeckung 

FI1. Gegenstand der Versicherung 

FI2. Umfang der Versicherung, Versicherte Risiken 

FI3. Betriebsstörung 

FI4. Leistungen der Versicherung 

FI5. Versicherte Kosten 

FI6. Erhöhungen und Erweiterungen 

FI7. Neue Risiken 

FI8. Versicherungsfall 

FI9. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 

FI10. Nicht versicherte Tatbestände 

FI11. Versicherungssummen, Maximierung, Serienschadenklausel 

FI12. Nachhaftung und Rückwärtsversicherung 

FI13. Versicherungsfälle im Ausland 

FI14. Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und nach Eintritt eines sol-
chen 

FII    Zusatzbaustein 1 



 

 

 
BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG   4 

 

FII1. Umfang der Versicherung 

FII2. Grundwasser 

FII3. Nicht versicherte Tatbestände 

FII4. Versicherungssummen, Maximierung, Selbstbeteiligung 

FIII   Zusatzbaustein 2 – sofern besonders vereinbart -  

FIII1. Umfang der Versicherung 

FIII2. Versicherte Kosten 

FIII3. Nicht versicherte Tatbestände 

FIII4. Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbeteiligung 

Teil G – Besondere Bedingungen für das Risiko von Ansprüchen aus Benachteiligungen 

G1.    Gegenstand der Versicherung 

G2.    Versicherungsfall 

G3.    Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes 

G4.    Versicherungsumfang 

G5.    Ausschlüsse 

G6.    Rechte und Pflichten mitversicherter Personen/Tochtergesellschaften 

G7.   Versicherungssumme 
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TEIL A - Allgemeiner Teil 
  

Versichert ist auf der Grundlage und in Ergänzung der Allgemeinen 
Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB die Bayeri-
sche2022) und der nachfolgenden Vereinbarungen die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen angegebenen Betrieb mit seinen Ei-
genschaften, Rechtsverhältnissen und Tätigkeiten bzw. aus der 
Ausübung der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen be-
schriebenen beruflichen Tätigkeit. 
 
Der Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Betriebsstätten 
(z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger) inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland.  
Falls im Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstätten (z. B. Pro-
duktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger) versichert werden 
sollen, bedarf es einer besonderen Vereinbarung. 
 
Für Handwerksbetriebe gilt: 
 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetzliche 
Haftpflicht aus Arbeiten in anderen Handwerken als sie der Be-
triebsbeschreibung entsprechen, wenn der Versicherungsnehmer 
diese Arbeiten gemäß § 5 der Handwerksordnung (HwO) ausfüh-
ren kann, weil sie mit dem Leistungsangebot des eigenen Hand-
werks technisch oder fachlich zusammenhängen oder es wirt-
schaftlich ergänzen. 
 
Dies bezieht sich jedoch nicht auf die Übernahme und Ausführung 
selbstständiger Aufträge in fremden Handwerken. 
 

 
 

 
Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die persönliche ge-
setzliche Haftpflicht 

 

2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers  
und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
in dieser Eigenschaft. 

 

2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen und in den Betrieb 
des Versicherungsnehmers eingegliederter Mitarbeiter fremder 
Unternehmen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen 
Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen. 

 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

 

Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes An-
gehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
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2.3 Der Versicherungsschutz gemäß Teil A Ziffern 2.1 und 2.2 
besteht auch, wenn 
– die vorgenannten Personen für den versicherten Betrieb z. B. als 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Sicherheits- beauftragte, Daten-
schutzbeauftragte, Betriebsärzte und Sanitätspersonal – auch bei 
Gewährung „Erster Hilfe“ außerhalb des Betriebes  

– tätig werden. 

– die vorgenannten Personen aus ihrer früheren dienstlichen Tä-
tigkeit für den versicherten Betrieb in Anspruch genommen wer-
den. 

 

2.4 Rechtlich unselbständige Niederlassungen 
Mitversichert sind im Inland rechtlich unselbständige Niederlassun-
gen, z. B. Betriebsstätten, Produktions- oder Vertriebsniederlas-
sungen, Lager und dergleichen der versicherten Unternehmen. 
Eingeschlossen sind im Ausland (ausgenommen USA, US-Territo-
rien und Kanada) – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – rechtlich un-
selbständige reine Vertriebsniederlassungen. 

 

2.5 Rechtlich selbständige Unternehmen 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf alle Unternehmen 
im Inland sofern diese im Versicherungsschein aufgeführt sind und 
soweit diese Unternehmen  

– direkt oder indirekt mindestens zu 50% im Besitz des Versiche-
rungsnehmers oder eines oder mehrerer mitversicherter Unterneh-
men stehen. Die Besitzanteile des Versicherungsnehmers und der 
mitversicherten Unternehmen werden addiert und gelten als ein 
Bestandteil. 

– im Falle einer Minderheitsbeteiligung durch den Versicherungs-
nehmer/Mitversicherungsnehmer geführt werden bzw. dem Versi-
cherungsnehmer die kaufmännische Führung obliegt. 

– im Falle einer sonstigen Minderheitsbeteiligung zur Versicherung 
angemeldet wurden. 

 

2.6 Neu gegründete/übernommene Gesellschaften 
Neu gegründete oder mehrheitlich neu erworbene Gesellschaften 
sind ab Gründungs-/Übernahmedatum, im Rahmen der bis zu die-
sem Zeitpunkt in Versicherung gegebenen Risiken und Tätigkei-
ten, mitversichert, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass 

– es sich um Gesellschaften im Inland handelt; 

– der Anteil des Versicherungsnehmers an der Gesellschaft min-
destens 50 % beträgt. 

 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Neugründung oder 
den Neuerwerb dem Versicherer spätestens zum Ablauf des Ver-
sicherungsjahres anzuzeigen und die zur endgültigen Beitragsbe-
rechnung maßgeblichen Werte aufzugeben. 

 

Der Versicherungsschutz erlischt rückwirkend, wenn eine entspre-
chende Meldung nicht erfolgte oder wenn innerhalb von 4 Monaten 
nach der Meldung keine Einigung über den endgültigen Ein-
schluss, der neu erworbenen oder gegründeten Gesellschaft er-
folgt.  Eventuell bereits gezahlte Beiträge werden erstattet. 

 

Besteht für die neu gegründeten/übernommenen Gesellschaften 
noch Versicherungsschutz bei einem anderen Versicherer, so 
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besteht im Rahmen dieses Vertrages Versicherungsschutz sub-
sidiär. 

 

Für das Produktrisiko wird ausschließlich Versicherungsschutz im 
Rahmen der Unternehmensbeschreibung des Versicherungsneh-
mers oder eines versicherten Unternehmens geboten. Der Versi-
cherungsschutz für Produkte und/oder Leistungen, welche durch 
das neue Unternehmen vor Erwerb durch den Versicherungsneh-
mer ausgeliefert und/oder erbracht wurden, bedarf einer besonde-
ren Vereinbarung. 

 
 
 

 

3.Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages – auch ohne be-
sondere Anzeige – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus den betriebs- oder branchenüblichen Nebenrisiken, 
insbesondere 

3.1 als Eigentümer, Besitzer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer und 
Nutznießer von bebauten und unbebauten Grundstücken (nicht je-
doch von Luftlandeplätzen), Gebäuden oder Räumlichkeiten, die 
ausschließlich für den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke 
des Versicherungsnehmers und seiner Betriebsangehörigen be-
nutzt werden. 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Vermietung (einschließlich Untervermietung) oder 
Verpachtung betrieblicher Grundstücke, Gebäude oder Räumlich-
keiten oder Teilen davon an Betriebsfremde. 

Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, 
die dem Versicherungsnehmer in den oben genannten Eigenschaf-
ten obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reini-
gung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB 

– die vom Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter oder 
Leasingnehmer durch Vertrag übernommene gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts des jeweiligen Vertragspartners 
(Vermieter, Verleiher, Verpächter, Leasinggeber) in dieser Eigen-
schaft. 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB – Haft-
pflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch Abwässer aus 
dem Rückstau des Straßenkanals auftreten.  

Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht- Basis-
versicherung keine Anwendung. 

Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude oder 
Räumlichkeiten die gesetzliche Haftpflicht 

a) des Versicherungsnehmers 

als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Um-
bauten, Reparaturen, Abbruch-, Erdarbeiten) bis zur Höhe der ver-
einbarten Bausumme je Bauvorhaben. 

Wenn dieser Betrag überschritten wird, entfällt die Mitversicherung. 
Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
(Ziffer 4 AHB); als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 BGB, wenn 
die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand. 

A3 Mitversicherung     

     von Nebenrisiken 
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b) des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters in dieser Eigen-
schaft. 

c) der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Be-
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten 
Personen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung 
dieser Verrichtungen erhoben werden. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes An-
gehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

d) des Versicherungsnehmers aus dem Besitz und Betrieb von 
Energieerzeugungsanlagen (Photovoltaik-, Solar-, Kleinkraft-
windanlage) auf dem eigenen Betriebsgrundstück zur Erzeugung 
und Abgabe von Energie die der Eigen- oder Fremdversorgung die-
nen. 

Deren Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nieß-
braucher der Versicherungsnehmer ist. 

e) Mitversichert ist – insoweit auch abweichend von Teil A Ziffer 1 
– die gesetzliche Haftpflicht wegen Versorgungsstörungen gemäß 
§ 6 der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Elektrizi-
tätsversorgung von Tarifkunden (AVBEltV) vom 21.06.1979 oder 
gemäß § 18 der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den 
Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung 
in Niederspannung (Niederspannungsanschlussverordnung – 
NAV) vom 01.11.2006. Nicht versichert ist die direkte Versorgung 
von Letztverbrauchern mit elektrischem Strom. 

Für Sach- und Vermögensschäden durch Versorgungsstörungen 
beträgt die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungs-
summe für Sach- und Vermögensschäden 500.000 EUR je Versi-
cherungsfall. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 

3.2 aus Besitz und Unterhaltung von Tanksäulen und Tank- anla-
gen und Elektrosäulen mit Einschluss der Treibstoff- bzw. Strom-
abgabe an Betriebszugehörige und gelegentlich auch an betriebs-
fremde Personen und aus Besitz und Unterhaltung einer Fahrzeug-
pflegestation sowie einer Fahrzeugreparaturwerkstatt für den eige-
nen Fuhrpark und gelegentlich für betriebsfremde Fahrzeuge. 

Ausgeschlossen sind gemäß Ziffer 7.7 AHB Schäden  

an den eingestellten und den zu betankenden Fahrzeugen und de-
ren Inhalt. 

Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

3.3 aus dem Halten bzw. dem Gebrauch von Kraftfahrzeugen ge-
mäß Teil C Ziffer 2. 

3.4 aus dem Besitz und der Verwendung von nichtselbstfahrenden 
Kränen und Winden sowie sonstigen nichtselbstfahrenden und 
nicht versicherungspflichtigen Be- und Entladeeinrichtungen 

3.5 aus dem Besitz und der Verwendung von Bahnen zur Beförde-
rung von Sachen. 
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3.6 aus der Veranstaltung von Betriebsbesichtigungen, der Teil-
nahme an Ausstellungen und Messen sowie der Vorführung von 
Maschinen, Fabrikationsmethoden und Produkten des Betriebes. 

3.7 aus dem Unterhalten von Werbeeinrichtungen innerhalb und 
außerhalb des Betriebsgrundstücks. 

3.8 aus Betriebsveranstaltungen, z. B. Betriebsausflüge und Be-
triebsfeiern. 

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Be-
triebsangehörigen aus der Teilnahme an diesen Veranstaltungen, 
soweit es sich dabei nicht um Handlungen oder Unterlassungen 
rein privaten Charakters handelt. 

3.9 aus Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige, auch wenn die 
Einrichtungen gelegentlich von Betriebsfremden in Anspruch ge-
nommen werden, z. B. Werkskantinen, Badeanstalten, Erholungs-
heime, Kindergärten. 

3.10 aus Einrichtung und Unterhaltung betrieblicher Sportgemein-
schaften sowie aus dem Überlassen von Plätzen, Räumen und Ge-
räten an diese. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Betriebssportge-
meinschaft und die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Betriebs-
angehörigen aus der Betätigung in der Betriebssportgemeinschaft. 

Eine Vereinshaftpflichtversicherung der Betriebssportgemeinschaft 
bzw. eine Privat- Haftpflichtversicherung der Betriebsangehörigen 
geht diesem Vertrag vor. 

3.11 aus Einrichtung und Unterhaltung eigener Sanitätsstationen 
mit allen dazugehörigen Instrumenten, Apparaten und Einrichtun-
gen, soweit diese in der Heilkunde anerkannt sind. 

3.12 aus Unterhaltung und Einsatz einer Werk- oder Betriebsfeuer-
wehr (Ernstfall und Übungen), auch bei Hilfeleistungen und Übun-
gen außerhalb der Betriebsgrundstücke. 

3.13 aus dem erlaubten Besitz und Gebrauch von Schusswaffen 
und Munition. Nicht versichert sind Besitz und Gebrauch von Waf-
fen zu Jagdzwecken und strafbaren Handlungen. 

3.14 als Halter von Hunden, soweit die Tiere ausschließlich dem 
unter die Versicherung fallenden Betrieb dienen; mitversichert ist 
die gesetzliche Haftpflicht des Tierhüters. 

3.15 aus Beauftragung fremder Unternehmen mit der Ausführung 
von Verrichtungen im Interesse und für Zwecke des versicherten 
Betriebes (Subunternehmer). 

Hierbei gilt für Handwerksbetriebe: Die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers ist auch dann versichert, wenn er Sub-
unternehmer mit Arbeiten aus anderen Handwerken beauftragt, die 
der Versicherungsnehmer gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO) 
hätte selbst vornehmen können (siehe auch Teil A Ziffer 1). 

Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden Unter-
nehmen und ihres Personals.  

Einer besonderen Vereinbarung bedarf in jedem Fall die Versiche-
rung der gesetzlichen Haftpflicht aus der Beauftragung von Subun-
ternehmern mit Arbeiten oder Tätigkeiten, die nicht der Betriebsbe-
schreibung entsprechen oder das der Betriebsbeschreibung ent-
sprechende Handwerk gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO) nicht 
ergänzen oder mit ihm zusammenhängen. 
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3.16 aus dem Besitz und der Unterhaltung von Filial- und/ oder 
Zweigbetrieben, Zweigniederlassungen, Hilfs und Nebenbetrieben, 
Lägern und Verkaufsstellen, Markt- und Verkaufsständen und Ver-
kaufswagen. 
 

 
 
 

 
Wird der Versicherungsvertrag allein wegen des vollständigen und 
dauerhaften Wegfalls des versicherten Risikos wegen Betriebsauf-
gabe-, Produktions- oder Liefereinstellung (nicht aus anderen 
Gründen wie z.B. Änderung der Rechtsform) beendet, besteht für 
Versicherungsfälle, die nach Beendigung des Versicherungsvertra-
ges eintreten, deren Ursache aber bereits während der Vertrags-
dauer gesetzt wurde, Versicherungsschutz wie folgt: 
 
Der Versicherungsschutz 
 
• gilt für die Dauer von 5 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses angerechnet; 
 
• besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Umfang des bei Be-
endigung des Versicherungsverhältnisses geltenden Vertrages. 
Hierbei ist die Entschädigungsleistung des Versicherers bei jedem 
Versicherungsfall auf die Versicherungssumme begrenzt, die zu-
letzt vor Beendigung des Versicherungsverhältnisses vereinbart 
wurde. 
 

  
Werden die diesem Vertrag zugrunde liegenden Versicherungsbe-
dingungen (Allgemeine Versicherungsbedingungen, Besondere 
Bedingungen und Risikobeschreibungen oder etwaige Zusatzbe-
dingungen mit dem im Angebot oder Antrag bzw. im Versicherungs-
schein bezeichneten Stand, ausschließlich zum Vorteil der Versi-
cherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die In-
halte der neuen Bedingungen ab Einführung auch für diesen Ver-
trag. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

A4 Nachhaftung 

A5 Künftige Bedingungs-    

     und Leistungsverbes- 

     serungen  

    (Update-Garantie) 
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Teil B - Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
(B 8.4, B 11 und B 36, nur im Falle besonderer Vereinbarung) 
 
 
 
 
 
 

 
1.1 Vermögensschäden – Datenschutz 
Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 7.16 AHB – die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne von Ziffer 2.1 
AHB wegen Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetreten sind, aus der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Verwendung personenbezogener Daten. 

 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB – gesetzli-
che Haftpflichtansprüche von Versicherten untereinander. 

 

1.2 Sonstige Vermögensschäden 
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht wegen Vermögensschäden im Sinne von Ziffer 2.1 AHB we-
gen Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eingetreten sind. 

 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

 

a) durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder 
für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sa-
chen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 

b) aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prü-
fender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

c) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaft-
lich verbundene Unternehmen; 

d) aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

e) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstal-
tung; 

f) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- 
oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgän-
gen aller Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue oder Unter-
schlagung; 

g) aus 

– Rationalisierung und Automatisierung, 

– Datenerfassung, -speicherung, -sicherung,-wiederherstellung, 

– Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer Daten; 

h) aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten 

und Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 

i) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kos-
tenanschlägen; 

j) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder 
gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Auf-
sichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Auf-
sichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen;  

k) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftragge-
bers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 

l) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen. 

B1 Vermögensschäden 
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1.3 Höchstersatzleistung 
Die Höchstersatzleistung für Schäden gemäß Teil B Ziffer 1.1 und 
1.2 ist innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden bzw. 
für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden) je Versi-
cherungsfall auf die für diese Schäden im Versicherungsschein 
genannte Versicherungssumme begrenzt. 

 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 

 
 
 

 
2. Abhandenkommen von Sachen  
 
2.1 Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB und ab-
weichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus dem 
Abhandenkommen von Sachen (einschl. Kraftfahrzeuge und Fahr-
räder mit Zubehör) der Betriebsangehörigen und Besucher und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, vorausgesetzt es 
handelt sich um die ursächlich zusammenhängende Folge eines 
Ereignisses, das mit dem versicherten Betrieb in räumlicher oder 
tätigkeitsbedingter Verbindung steht. 
 
2.2 Dies gilt im Rahmen bis zur vereinbarten Deckungs-
summe.  
 
2.3 Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres beträgt das Zweifache dieser Versicherungs-
summe, soweit nichts anderes vereinbart ist.  
 
2.4 Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Geld, Wert-
papiere (einschl. Sparbücher), Scheckhefte, Scheck- und Kredit-
karten, Urkunden, Kostbarkeiten und andere Wertsachen sowie 
Schlüssel und Codekarten.  
 
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen des 
Versicherungsnehmers oder des Geschädigten besteht (z. B. Ein-
bruch-Diebstahl-, Kaskoversicherung usw.), gehen diese Versi-
cherungen vor. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3.1 Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB und ab-
weichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus dem 
Abhandenkommen von fremden Schlüsseln, Codekarten und 
Transponder (auch General-Hauptschlüssel für eine zentrale 
Schließanlage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicher-
ten befunden haben. 
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechs-
lung von Schlössern und Schließanlagen sowie für vorüberge-
hende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und einen Objekt-
schutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem 
der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde. 

Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von Tresor- 
und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen 
Sachen.  

B2 Abhandenkommen  

     von Sachen 

B3 Abhandenkommen   
      von Schlüsseln 
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3.2 In Erweiterung der Ziffer 3.1 gelten Folgeschäden bei einem 
Schlüsselverlust (z.B. wegen Einbruchs) mitversichert.  
 
Die Deckungssumme für Folgeschäden bei einem Schlüsselverlust 
ist auf max. 25.000 EUR je Schadenereignis begrenzt. Die Gesamt-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres be-
trägt das Zweifache dieser Versicherungssumme. 

3.3 Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- und 
Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf die für diese Schäden 
im Versicherungsschein genannte Versicherungssumme begrenzt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme, so-
weit nichts anderes vereinbart ist. 

 
 
 

 
Abweichend von Ziffer 4.2 AHB gelten die vereinbarten Allgemei-
nen Versicherungssummen auch für die Vorsorgeversicherung. 
 

 
 
 

 
Eingeschlossen sind – abweichend von den Ziffern 7.4 AHB und 
7.5 AHB – auch Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versi-
cherungsnehmers und ihrer Angehörigen, wenn der Schaden durch 
einen Umstand verursacht wird, der nicht im Zuständigkeitsbereich 
des betreffenden gesetzlichen Vertreters liegt. 
 

  

Eingeschlossen sind – in teilweiser Abänderung von Ziffer 7.4 (3) 
AHB – auch Haftpflichtansprüche mitversicherter Personen unter-
einander wegen 

 

6.1 Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfälle 
in dem Betrieb handelt, in dem die schadenverursachende Person 
beschäftigt ist, 
6.2 Sachschäden, sofern diese mehr als 25 EUR je Versiche-
rungsfall betragen. 
 

 

 

7.1 an Räumen in Gebäuden anlässlich von Geschäftsreisen 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich von Dienst- und 
Geschäftsreisen an gemieteten Räumen in Gebäuden entstehen 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungssumme 
für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- und Vermö-
gensschäden) je Versicherungsfall auf die für diese Schäden im 
Versicherungsschein genannte Versicherungssumme begrenzt. 

 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres ist auf das Doppelte der für die Betriebshaftpflichtver-
sicherung vereinbarten Versicherungssumme begrenzt, soweit 
nichts anderes vereinbart ist. 

 

 

 

B4 Vorsorgeversiche-
rung  

B5 Ansprüche der ge- 
     setzlichen Vertreter     
     des Versicherungs- 
     nehmers 

B6 Ansprüche mitver- 
     sicherter Personen  
     untereinander 

B7 Mietsachschäden 
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7.2 an gemietetem Mobiliar in Hotels und Pensionen anlässlich 
von Geschäftsreisen 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich von Dienst- und 
Geschäftsreisen an gemietetem Mobiliar in Hotels oder Pensionen 
entstehen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungssumme 
für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- und Vermö-
gensschäden) je Versicherungsfall auf die für diese Schäden im 
Versicherungsschein genannte Versicherungssumme begrenzt. 

 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme, so-
weit nichts anderes vereinbart ist. 

 

7.3 an zu betrieblichen Zwecken gemieteten Gebäuden oder 
Räumen durch Brand, Explosion, Leitungswasser und Abwas-
ser außerhalb von Geschäftsreisen 
 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB 

 

– die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an zu betrieblichen 
Zwecken gemieteten, gepachteten (nicht geleasten) Gebäuden 
und/oder Räumen (nicht jedoch an Einrichtung, Produktionsanla-
gen und dgl.) und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden 
durch Brand, Explosion, Leitungswasser und – insoweit abwei-
chend von Ziffer 7.14 (1) AHB – durch Abwasser. 

 

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungssumme 
für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- und Vermö-
gensschäden) je Versicherungsfall auf die für diese Schäden im 
Versicherungsschein genannte Versicherungssumme begrenzt. 

 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres ist auf das Doppelte dieser Versicherungssumme be-
grenzt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

 

7.4 an zu betrieblichen Zwecken gemieteten Gebäuden oder 
Räumen durch andere Ursachen als die in Teil B Ziffer 7.3 ge-
nannten außerhalb von Geschäftsreisen  
 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Schäden an zu betrieblichen Zwecken ge-
mieteten, gepachteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder Räu-
men (nicht jedoch an Einrichtung, Produktionsanlagen und dgl.) 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, soweit es 
sich nicht um Schäden durch Brand, Explosion, Leitungswasser 
und – insoweit abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB – Abwasser 
handelt. 

 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres ist auf das Doppelte der Versicherungssumme be-
grenzt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 
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7.5 an geliehenen/gemieteten Baumaschinen, Baugeräten, 
Kraftfahrzeugen sowie selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 
und Gabelstaplern 
 

7.5.1  Eingeschlossen ist – abweichend von den Ziffern 7.6 AHB 
und 7.7 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden an 

 

– selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit, 

– Staplern mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter Höchstge-
schwindigkeit, 

– Kraftfahrzeugen sowie 

– Baumaschinen und Baugeräten, 

 

die der Versicherungsnehmer gemietet, gepachtet oder geliehen 
hat, in folgendem Umfang: 

 

a) Schäden unter 1.000 EUR sind nicht Gegenstand der Versiche-
rung. 

b) Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der Versi-
cherungsnehmer für den Versicherungsfall keinen anderweitigen 
Versicherungsschutz aus einer eventuell bestehenden sonstigen 

Versicherung (z. B. Kasko, Maschinenbruch) beanspruchen kann. 
Selbstbehaltsregelungen aus diesen sonstigen Versicherungen 
sind nicht Gegenstand der Deckung. 

c) Der Versicherungsschutz ist davon abhängig, dass der Versi-
cherungsnehmer die Sachen nur kurzfristig, längstens einen Mo-
nat, zum Gebrauch im eigenen Betrieb in Gewahrsam hat. Das Ri-
siko der hiermit in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Be-
förderung mit Kraftfahrzeugen aller Art ist eingeschlossen. 

d) Während des Fahrbetriebes beschränkt sich der Versicherungs-
schutz für Schäden an den benutzten fremden Baumaschinen, 
Baugeräten, Kraftfahrzeugen sowie Arbeitsmaschinen und 

Gabelstaplern auf solche Schäden, die auf ein Unfallereignis, auf 
Brand oder Explosion zurückzuführen sind. Unfallschäden im 
Sinne dieser Bestimmung sind solche Schäden, die auf ein unmit-
telbar von außen, plötzlich mit mechanischer Gewalt einwirkendes 
Ereignis zurückzuführen sind. 

 

Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden sind keine Unfallschä-
den. Bremsschäden im Sinne dieser Bestimmung sind nur solche 
Schäden, die unmittelbar durch den Bremsvorgang entstehen. 

Betriebsschäden im Sinne dieser Klausel sind alle Schäden, die 
durch falsche Bedienung unmittelbar an den fremden Baumaschi-
nen, Baugeräten, Kraftfahrzeugen sowie Arbeitsmaschinen und 
Gabelstaplern entstanden sind. Reine Bruchschäden sind im Ge-
gensatz zu einem Gewaltbruch solche Schäden, bei denen es sich 
um einen Ermüdungsbruch handelt. 

 

Beschädigungen, die durch Bodenbearbeitung, insbesondere 
durch Steine oder sonstige Gegenstände auf oder im Boden ent-
stehen, gelten als von der Versicherung ausgeschlossene Be-
triebsschäden. 

e) Werden durch Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden Un-
fälle im Sinne von d) ausgelöst, so bleiben die Brems-, Betriebs- 
und reinen Bruchschäden auch in diesen Fällen von der 
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Versicherung ausgeschlossen, während die Unfallschäden (Folge-
schäden) gedeckt sind. 

 

7.5.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

 

– durch Abnutzung, Verschleiß sowie übermäßige Beanspruchung, 

– am Inventar gepachteter Betriebe, 

– an Gegenständen, die im Miteigentum des Versicherungsneh-
mers stehen, und alle sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den. 

 

Die Höchstersatzleistung beträgt max. 100.000 EUR je Schaden-
ereignis 

 

7.6 Ausgeschlossen sind bei Mietsachschäden: 

 

Ansprüche 

– von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers; 

– von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und sol-
chen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versi-
cherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat; 

– von Angehörigen (siehe Ziffer 7.5 (1) AHB) der vorgenannten 
Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben; 

– von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder sei-
nen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind und 
unter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen; 

– wegen Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung; 

– aus Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel und Warmwas-
serbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten; 

– aus Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hierge-
gen besonders versichern kann. 

 
 
 

 

 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.7 AHB– Tätig-
keitsschäden in folgendem Umfang: 

 

8.1 Be- und Entladeschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen der Beschä-
digung von Land- und Wasserfahrzeugen und Containern 
durch/oder beim Be- und Entladen und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden. 

 

Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungs-
schutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben auf 
Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum 
Zwecke des Be- und Entladens. 

 

Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von Ver-
kehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind. 

 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der La-
dung von Fahrzeugen und Containern. 

 

 

B8 Tätigkeits- und 

     Obhutsschäden 
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8.1.1 Be- und Entladeschäden am Ladegut 

 

Für Schäden am Ladegut beim oder durch Be- und Entladen be-
steht abweichend von Teil B Ziffer 8.1 insoweit Versicherungs-
schutz als 

 

– die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt ist, 

– es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, nicht 
um vom Versicherungsnehmer be- und/oder verarbeitete Sachen 
bzw. nicht von ihm, in seinem Auftrag oder für seine Rechnung 
von Dritten gelieferte Sachen handelt oder 

– der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsnehmer bzw. 
in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten übernom-
men wurde. 

 

8.2 Leitungsschäden 
 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an 
Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, 
Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei- und/oder Oberleitun-
gen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Die Regelungen in Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und in 
Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbei-
ten oder Sachen) bleiben bestehen. 

 

8.3  Sonstige Tätigkeits- und Obhutsschäden, ohne Schäden 
an bauseitig gestelltem Material 

 

8.3.1 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, 
die an fremden Sachen durch eine gewerbliche betriebliche oder 
berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit die-
sen Sachen entstanden sind und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn diese Schäden 

 

– durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind; 

– dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese 
Sachen zur Durchführung seiner betrieblichen und beruflichen 
Tätigkeit benutzt hat; 

– durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmit-
telbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben. 

 

Die Regelungen in Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und in 
Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbei-
ten oder Sachen) bleiben bestehen. 

 

8.3.2 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen 

 

- Beschädigung oder Vernichtung von fremden Kraftfahrzeugen 
oder damit fest verbundenen Teilen, soweit sich diese Fahrzeuge 
bzw. deren Teile zur Reparatur oder zu sonstigen Zwecken in der 
Obhut des Versicherungsnehmers befinden oder befunden ha-
ben. 
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Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichende 
Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht; 

– Beschädigung von sonstigen Sachen, die sich beim Versiche-
rungsnehmer zur Lohnbearbeitung oder -verarbeitung oder Repa-
ratur befinden. 

 

Dieser Ausschluss gilt jedoch nur für solche Schäden, die bei dem 
unmittelbaren Bearbeitungsvorgang zur Erfüllung des Vertrages 
entstanden sind. 

 

Zum unmittelbaren Bearbeitungsvorgang zählen nicht mehr vor- 
oder nachgelagerte Tätigkeiten, die der Erfüllung dienen, z. B. 
Verpackung oder Lagerung der Sachen; 

– Beschädigung der Ladung von Fahrzeugen und Containern 
durch/oder beim Be- und Entladen  

(siehe jedoch Teil B Ziffer 8.1); 

– Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasser-
leitungen, Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei- und/oder 
Oberleitungen  

(siehe jedoch Teil B Ziffer 8.2); 

– Schäden an zu unterfahrenden und unterfangenden Grundstü-
cken, Gebäuden, Gebäudeteilen und Anlagen. 

 

8.3.3 Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- und 
Vermögensschäden) je Versicherungsfall auf die im Versiche-
rungsschein bzw. in der Pauschaldeklaration genannte Versiche-
rungssumme begrenzt. 

 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines  

 

Versicherungsjahres beträgt das Doppelte der für diese Schäden 
vereinbarten Versicherungssumme, soweit nichts anderes verein-
bart ist. 

 

8.4 Tätigkeitsschäden an bauseits gestelltem Material 

 

Falls besonders vereinbart (siehe Versicherungsschein), gilt: 

Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von den Ziffern 1.2 
AHB und 7.7 AHB – gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden an bauseits gestelltem Material, die der 
Versicherungsnehmer auf der Baustelle verursacht hat und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Insoweit wird sich der Versicherer nicht auf die Ausschlussbestim-
mungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) berufen. 

 

Unter bauseits gestelltem Material sind fremde Sachen zu verste-
hen, die dem Versicherungsnehmer zur Montage, zum Einbau, 
zum Verlegen oder Anbringen auf der Baustelle überlassen wur-
den. 

 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben in jedem Fall 
Ansprüche wegen 
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– Schäden an Sachen zu deren Lieferung der Versicherungsneh-
mer ursprünglich selbst vertraglich verpflichtet war oder die er 
selbst geliefert hats, 

– Kosten zur Beseitigung unmittelbarer Mängel an den vom Ver-
sicherungsnehmer geschuldeten eigenen Arbeiten bzw. Leistun-
gen, 

– Kosten für Leistungen, die der Versicherungsnehmer ursprüng-
lich selbst erbringen musste. 

 

Dies gilt auch 

 

– dann, wenn diese Kosten zur Beseitigung der vom Versiche-
rungsnehmer verursachten Schäden aufgewendet werden müs-
sen (z.B. erneutes Montieren, Verlegen, Einbauen, Anbringen), 

- für den Teil dieser Kosten, der über diejenigen Kosten hinaus-
geht, welche bei fehlerfreier Erbringung der Leistung durch den 
Versicherungsnehmer entstanden wären (Mehrkosten), 

- für üblichen oder verfahrensbedingt zu erwartenden Ausschuss, 
Bruch oder Verschleiß. 

 

 
 

 
9.1 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im 
Ausland vorkommender Versicherungsfälle 

 

a) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Kongressen, Messen und Märkten; 

 

b) durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass 
der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern 
lassen; 

 

c) durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins europäi-
sche Ausland geliefert hat, hat liefern lassen oder die dorthin 
gelangt sind; 

 
d) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten (auch 

Inspektion und Kundendienst) oder sonstigen Leistungen, die 
im Inland oder europäischen Ausland. 
 

9.1.1 Zu Teil B Ziffern 9.1 b) und c): 

 

Für Versicherungsfälle in den USA, US-Territorien oder Kanada 
durch Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer Auslieferung durch den 
Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich 
für eine Lieferung in die USA, US-Territorien oder nach Kanada be-
stimmt waren, besteht Versicherungsschutz nur nach besonderer 
Vereinbarung. 

 

(Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht 
für im Ausland gelegene Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder 
Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl. sowie eine Erweiterung 
des Export-, Arbeits- oder Leistungsrisikos auf Länder außerhalb 

Europas.)  

B9 Auslandsschäden 
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9.1.2 Zu Teil B Ziffer 9.1 d): 

 

gilt Versicherungsschutz auch für Versicherungsfälle im außereu-
ropäischen Ausland. Dabei besteht jedoch kein Versicherungs-
schutz für 

 

– Schäden in den USA/US-Territorien und Kanada 

oder 

– in den USA/US-Territorien und Kanada geltend gemachte An-
sprüche. 

 

9.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen  

und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungs-
nehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung 
von Arbeiten betraut worden sind. 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer und die unter Teil A Ziffer 2.1 genannten 
Personen aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Best-
immungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen (siehe Ziffer 7.9 

AHB). 

 

9.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtli-
chen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend 
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-
, Zeugen- und Gerichtskosten, werden 

 

– abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versi-
cherungssumme angerechnet. 

 

9.4 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Haft-
pflichtansprüche auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbe-
sondere punitive oder exemplary damages. 

 

9.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist. 

 

  

10. Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend ge-
macht werden 

 

Für Ansprüche aus inländischen Versicherungsfällen, die im Aus-
land geltend gemacht werden, gilt Teil B Ziffern 9.3 bis 9.5 

 

 

 

 

 

B10 Inländische Versi-
cherungsfälle 
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Falls besonders vereinbart (siehe Versicherungsschein), gilt: 
 
11.1 Umwelthaftpflicht-Basisversicherung 
 
Auf der Grundlage der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB) und der Besonderen Bedingun-
gen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht 
wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- 
und Berufs- Haftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht- Basisversi-
cherung) ist – abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB – mitversichert 
die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts wegen Schäden 
durch Umwelteinwirkung. 
 
Auf die Begrenzungen des Versicherungsschutzes gemäß Ziffer 2 
der Umwelthaftpflicht-Basisversicherung wird aufmerksam ge-
macht. 
 
11.2 Umweltschadens-Basisversicherung 
 
Auf der Grundlage der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Umweltschadens-Basisversicherung (USV-Basis) ist – abwei-
chend von Ziffer 7.10 (a) AHB – mitversichert die gesetzliche Haft-
pflicht öffentlich-rechtlichen Inhalts gemäß Umweltschadensgesetz 
zur Sanierung von Umweltschäden. 
 
Auf die Begrenzungen des Versicherungsschutzes gemäß Teil I 
Ziffer 2 der USV-Basis wird aufmerksam gemacht. 
 

  
12.1 Eingeschlossen ist – abweichend von den Ziffern 7.10 (b) 
AHB und 7.12 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus 
 
– dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stoffen; 
– Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Stör-
strahlern, Laser- und Masergeräten. 
 
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung. 
 
12.2 Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeug-
nisse, Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang 
mit energiereichen ionisierenden Strahlen verwendet, ohne 
dass dies für den Versicherungsnehmer ersichtlich war, wird 
sich der Versicherer nicht auf Ziffer 7.12 AHB berufen. 
 
Dies gilt nicht für Schäden, 
 
– die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von 
einer solchen Anlage ausgehen; 
 
– die durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich der 
damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind. 
 
 
 
 

B12 Strahlenschäden 

B11 Umweltrisiken 
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12.3 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
 
– wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes (Genom), 
die ab der zweiten Generation eintreten; 
– wegen Personenschäden solcher Personen, die – gleichgültig für 
wen oder in wessen Auftrag – aus beruflichem oder wissenschaft-
lichem Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit 
ausüben und hierbei die von energiereichen ionisierenden Strahlen 
oder Laserstrahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen ha-
ben. 
– gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der 
den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlenschutz 
dienenden Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Verfügungen 
oder Anordnungen verursacht hat. 
 

    
Eingeschlossen sind – in teilweiser Abweichung von Ziffer 7.14 (1) 
AHB – Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, der durch Abwäs-
ser entsteht. 
 
Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässerungsleitun-
gen durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden.  
 
Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt 
 

  
Eingeschlossen ist 
 
– abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die von der Deutsche Bahn AG 
gegenüber gemäß den Allgemeinen Bedingungen für Privatgleis-
anschlüsse (PAB) durch Vertrag übernommene gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts (nicht jedoch eine darüber hinaus 
zusätzlich vereinbarte Haftung). 
– abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die Haftpflicht wegen Wagen-
beschädigung, soweit es sich nicht um Be- und Entladeschäden 
handelt (vgl. Teil B Ziffer 8.1). 
 
Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt 
 

  
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sachschäden, die als 
Folge eines mangelhaften Werkes auftreten und erfasst insoweit 
auch die Kosten, die erforderlich sind, um die mangelhafte Wer-
kleistung zum Zwecke der Schadenbeseitigung zugänglich zu 
machen und um den vorherigen Zustand wiederherzustellen. 
 
Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nachbesserung 
aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden eingetreten ist. 
Ferner sind in jedem Falle nicht gedeckt die Kosten des Versiche-
rungsnehmers für die Beseitigung des Mangels an der Werkleis-
tung selbst. 
 

  

Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Anlass von Ab-
bruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von Sprengun-
gen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, die entstehen 

B13 Schäden durch  

       Abwasser 

B14 Vertragliche Haft-
pflicht bei Anschluss-
gleisbetrieben 

B15 Mängelbeseiti-
gungsnebenkosten  

B17 Abbruch- und Ein-
reißarbeiten, Spren-
gungen 
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– bei Abbruch- und Einreißarbeiten: in einem Umkreis, dessen 
Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks entspricht; 

– bei Sprengungen: an Immobilien in einem Umkreis von weni-
ger als 150 m. Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 

Es gilt ein genereller Selbstbehalt von 10% des Schadens, min-
destens aber 1.000 EUR. 

 

  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme an 
Gemeinschaften auch dann, wenn sich der Haftpflichtanspruch ge-
gen die Gemeinschaft selbst richtet.  
 
Für die Teilnahme an Gemeinschaften gelten unbeschadet der 
sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere der Versicherungs-
summen) folgende Bestimmungen: 
 
18.1 Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote be-
schränkt, welche der prozentualen Beteiligung des Versicherungs-
nehmers an der Gemeinschaft entspricht. Dabei ist es unerheblich, 
welcher Partnerfirma die schadenverursachenden Personen oder 
Sachen (Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien usw.) an-
gehören. 
 
18.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben An-
sprüche wegen Schäden an den von den einzelnen Partnern in die 
Gemeinschaft eingebrachten oder von der Gemeinschaft beschaff-
ten Sachen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
gleichgültig, von wem die Schäden verursacht wurden. 
 
18.3 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der 
Gemeinschaft untereinander sowie Ansprüche der Gemeinschaft 
gegen die Partner und umgekehrt. 
 
18.4 Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich inner-
halb der vereinbarten Versicherungssummen über Teil B Ziffer 
18.1 hinaus für den Fall, dass über das Vermögen eines Partners 
das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse 
abgelehnt worden ist und für diesen Partner wegen Nichtzahlung 
seines Beitrages kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird 
der dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, soweit für 
ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch erforder-
lichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt. 
 
18.5 Versicherungsschutz im Rahmen von Teil B Ziffern 18.1 
bis 18.3 besteht auch für die Gemeinschaft selbst. 
 

  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschä-
den im Sinne von Ziffer 2.1 AHB, sofern durch mangelhaft durch-
geführte Installations-, Reparatur- und/oder Wartungsarbeiten des 
Versicherungsnehmers erhöhter Energie-, Gas- oder Wasserver-
brauch oder erhöhte Energie-, Gas- oder Wasserkosten entstehen. 
Ausgenommen sind Ansprüche infolge der Unwirksamkeit von 
Energie-, Gas- oder Wassersparmaßnahmen. 
 
Der Versicherer verzichtet insoweit auf den Einwand des Abhan-
denkommens und des Erfüllungsanspruchs. 

B18 Arbeits- und Lie-
fergemeinschaften, 
Konsortien oder ähn-
lichen Zweckgemein-
schaften (nachfol-
gend: Gemeinschaft) 

B19 Energiemehrkos-
ten 



 

 

 
BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG   24 

 

  
20.1 Vertragsgrundlagen 
 
Grundlagen des Versicherungsschutzes sind 
– die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflicht-
versicherung (AHB) und 
– die folgenden Bestimmungen. 
 
Der Versicherungsschutz für das nachfolgend genannte versi-
cherte Risiko besteht ausschließlich über diesen Zusatzbaustein. 
 
20.2 Versichertes Risiko 
 
Versichert ist – abweichend von den Ziffern 7.7 AHB, 7.15 AHB und 
7.16 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der Be-
reitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per E-Mail oder 
mittels Datenträger, soweit es sich handelt um Schäden aus 
 
20.2.1 der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch 
Computer-Viren und/oder andere Schadprogramme; 
 
20.2.2 der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten 
und zwar wegen 
 
– sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht je-
doch weiterer Datenveränderungen sowie 
– der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw. 
Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster 
Daten; 
 
20.2.3 der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Daten-
austausch; 
 
Für Teil B Ziffern 20.2.1 bis 20.2.3 gilt 
 
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschen-
den, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheits-
maßnahmen und/oder 
 
-techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft 
werden bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. 
Diese Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen. 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt Ziffer 26 
AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten). 
 
20.2.4 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit besteht 
auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden, nicht jedoch 
aus der Verletzung von Urheberrechten; 
 
20.2.5 der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht auch 
Versicherungsschutz für immaterielle Schäden. 
 
Für Teil B Ziffern 20.2.4 und 20.2.5 gilt: 
 
 
 

B20 Nutzung von 

        Internettechno- 

        logie 
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In Erweiterung von Ziffer 1.1 AHB ersetzt der Versicherer 
– Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Er-
lass einer einstweiligen Verfügung gegen den Versicherungsneh-
mer begehrt wird, auch wenn es sich um Ansprüche auf Unterlas-
sung oder Widerruf handelt; 
– Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder Wider-
rufsklage gegen den Versicherungsnehmer. 
 
20.3 Mitversicherte Personen  
 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
 
– der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und sol-
cher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versi-
cherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in 
dieser Eigenschaft; 
– sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versiche-
rungsnehmer verursachen. 
 
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes An-
gehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
 
20.4 Versicherungssumme / Sublimit / Serienschaden / An-
rechnung von Kosten 
 
20.4.1 Im Rahmen, der im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen ausgewiesenen Versicherungssummen ist die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall auf 500.000 EUR begrenzt. Ab-
weichend von Ziffer 6.2 AHB stellt dieser Betrag zugleich die 
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres dar. 
 
20.4.2 Für Schäden im Sinne von Teil B Ziffer 20.2.5 beträgt die 
Höchstersatzleistung 250.000 EUR innerhalb der unter Teil B Ziffer 
20.4.1 genannten Summe. 
 
20.4.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 
wenn diese 
 
– auf derselben Ursache, 
– auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem 
und zeitlichem Zusammenhang oder 
– auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektro-
nischer Daten mit gleichen Mängeln beruhen. 
 
Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 
 
20.4.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab- 
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistung auf die Versicherungs-
summe angerechnet. 
 
Kosten sind: 
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Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Auf-
wendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei 
oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst  
entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 
 
20.5 Auslandsschäden 
 
Versicherungsschutz besteht – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – 
für Versicherungsfälle im Ausland. 
 
Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in 
europäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten 
geltend gemacht werden. 
 
20.6 Nicht versicherte Risiken 
 
Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätig-
keiten und Leistungen: 
 
– Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung,-Pflege; 
– IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, - Schulung; 
– Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, - 
pflege; 
– Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-, Service- 
Providing; 
– Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken; 
– Betrieb von Telekommunikationsnetzen; 
– Anbieten von Zertifizierungsdiensten im Sinne des Signaturge-
setzes/der Signaturverordnung (SigG/SigV); 
– Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss einer 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung besteht. 
 
20.7 Ausschlüsse / Risikoabgrenzungen 
 
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind – ergänzend zu 
Ziffer 7 AHB – Ansprüche 20.7.1 die im Zusammenhang stehen mit 
 
– massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektro-
nisch übertragenen Informationen (z. B. Spamming), 
– Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte In-
formationen über Internet-Nutzer gesammelt werden können; 
20.7.2 wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versi-
cherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehr-
heitlich verbunden sind oder unter einer einheitlichen Leitung ste-
hen, geltend gemacht werden; 
 
20.7.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von 
gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen 
Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers oder durch  
sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben; 
 
20.7.4  auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und 
exemplary damages); 
 
20.7.5  nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zu-
sammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 
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des französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen an-
derer Länder. 
 

  
21. Vertragshaftung 
 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die vom Ver-
sicherungsnehmer durch Vertrag übernommene gesetzliche Haft-
pflicht Dritter, soweit 
 
– eine derartige Haftungsübernahme in der Branche des Versiche-
rungsnehmers üblich ist; 
– sie vom Versicherungsnehmer als Mieter, Pächter oder Leasing-
nehmer vom jeweiligen Vertragspartner üblicherweise übernom-
men werden muss; 
– diese Vereinbarungen in Verträgen genormten Inhalts mit Behör-
den oder Körperschaften des öffentlichen Rechts oder in sog. Ge-
staltungsverträgen (Einstellverträgen) enthalten sind. 
 

  
22. Schiedsgerichtsvereinbarungen 
 
Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt eines 
Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht, 
wenn das Schiedsgericht folgenden Mindestanforderungen ent-
spricht: 
 
– Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schiedsrichtern. 
Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Befähigung zum Rich-
teramt haben. Haben die Parteien ihren Firmensitz in verschiede-
nen Ländern, darf er keinem Land der Parteien angehören. 
– Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht und 
nicht lediglich nach billigem Ermessen (ausgenommen im Falle ei-
nes Vergleichs, sofern dem Versicherer die Mitwirkung am Verfah-
ren ermöglicht wurde). Das anzuwendende materielle Recht muss 
bei Abschluss der Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt sein. 
– Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und begründet. In 
seiner Begründung sind die die Entscheidung tragenden Rechts-
normen anzugeben. 
 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die Ein-
leitung von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich anzuzeigen und 
dem Versicherer die Mitwirkung am Schiedsgerichtsverfahren ent-
sprechend der Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des or-
dentlichen Rechtsweges zu ermöglichen. Hinsichtlich der Auswahl 
des vom Versicherungsnehmer zu benennenden Schiedsrichters 
ist dem Versicherer eine entscheidende Mitwirkung einzuräumen. 
 

  
Mitversichert sind, abweichend von den Ziffern 1 AHB und 2.1 
AHB, gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Vermögensschä-
den durch versehentlich ausgelösten Alarm bei Dritten (z.B. Ein-
satzkosten von Feuerwehr-, Wach- und Sicherheitsdiensten), 
auch soweit es sich um öffentlich-rechtliche Ansprüche handelt. 
Nicht versichert sind sonstige Vermögensschäden, insbesondere 
Betriebsunterbrechungs- und Produktionsausfallkosten. 
 
 
 
 

B21 Vertragshaftung 

B22 Schiedsgerichts-
vereinbarungen 

B23 Vermögensschä-
den durch das Auslö-
sen von Fehlalarm  
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Mitversichert ist – teilweise abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die durch fremde Kraftfahr-
zeuge oder Kraftfahrzeuganhänger entstanden sind, weil sie vom 
Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten Person fehlerhaft 
eingewiesen wurden. 
 
Keine fremden Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind 
Kraftfahrzeuge, 
– deren Halter oder Eigentümer der Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person ist; 
– die der Versicherungsnehmer gemietet oder geliehen hat; 
– die zum Schadenzeitpunkt vom Versicherungsnehmer oder einer 
mitversicherten Person gelenkt bzw. bedient wurden. 
 
Sind die Schäden an den fremden Kraftfahrzeugen durch Be- und 
Entladen entstanden, richtet sich der Versicherungsschutz aus-
schließlich nach Teil B Ziffer 8.1. 
 
Ziffer 1.2 AHB bleibt unberührt. Von der Versicherung ausgeschlos-
sen bleiben somit Ansprüche wegen Schäden an Sachen, soweit 
diese Sachen zu den durch den Versicherungsnehmer vertragsge-
mäß zu erbringenden Leistungen gehören. 
 

  
Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von den Ziffern 7.10 (b) 
AHB und 7.14 AHB – die gesetzliche Haftpflicht wegen Sachschä-
den an den zu unterfangenden und unterfahrenden Grundstücken, 
Gebäuden, Gebäudeteilen und Anlagen und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden. 
 
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung. 
 
Die Regelungen in Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und in Zif-
fer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten 
oder Sachen) bleiben bestehen. 
 

  
Eingeschlossen sind – teilweise abweichend von den Ziffern 1.2 
AHB und 7.7 AHB – gesetzliche Aufwendungs- und Schadener-
satzansprüche Dritter wegen Kosten, die als Folge von Nachbes-
serungsarbeiten an den vom Versicherungsnehmer (oder in sei-
nem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen entstehen. 
 
Der Versicherungsschutz umfasst ausschließlich den Ersatz fol-
gender Kosten: 
 
– Aufsuchen und Freilegen von Schäden und Mängeln (z. B. Abrei-
ßen von Tapeten, Aufschlagen von Wänden, Fliesen, Böden, Gra-
bearbeiten), 
– Wiederherstellen des Zustandes der freigelegten Stellen (z. B. 
Verfüllen, Vermauern, Verputzen einschließlich Maler-, Tapezier- 
und Fliesenlegerarbeiten), der bestehen würde, wenn die hier 
genannten Schäden und Mängel nicht aufgetreten wären. 
 
Kein Versicherungsschutz besteht, 
 

B24 Fehlerhafte Ein-
weisung von fremden 
Kraftfahrzeugen (z.B. 
Autokräne, LKW) 

B25 Unterfangen, Un-
terfahrungen 

B27 Nachbesserungs-
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– wenn die Sachen, die zur Durchführbarkeit der Nachbesserungs-
arbeiten beschädigt werden müssen, ursprünglich vom Versiche-
rungsnehmer selbst (oder in seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten) verlegt oder angebracht worden sind; 
– wenn der Nachbesserungsanspruch seitens des Auftraggebers 
nach Ablauf der Verjährungsfrist gemäß § 13 Nr. 4 VOB/B (auch § 
634 a BGB) geltend gemacht wird. Dies gilt auch dann, wenn eine  
abweichende Verjährungsfrist mit dem Auftraggeber vereinbart ist; 
– für sonstige Kosten, insbesondere für die Beseitigung unmittelba-
rer Schäden und Mängel an den hergestellten oder gelieferten Ar-
beiten oder Sachen; 
– für die Nachlieferung einschließlich Transportkosten; 
– für Kosten die entstehen durch Betriebsunterbrechungen und 
Produktionsausfall. 
 
Die Höchstersatzleistung für derartige Schäden beträgt 100.000 
EUR innerhalb der Versicherungssumme für sonstige Schäden. 
Diese Versicherungssumme steht für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres einmal zur Verfügung. Der Versicherungsneh-
mer hat von jedem Schaden 500 EUR selbst zu tragen. 
 

  
28.1 Mitversichert sind – ergänzend zu Ziffer 5 AHB – die gesetz-
lich vorgesehenen Prozesskosten für die gerichtliche Durchsetzung 
von Werklohnforderungen des Versicherungsnehmers gegen sei-
nen Auftraggeber, soweit: 
 
– der Auftraggeber des Versicherungsnehmers aufgrund eines be-
haupteten Haftpflichtanspruchs, 
der unter den Versicherungsschutz dieses Vertrages fallen würde, 
die Aufrechnung eigener Schadenersatzansprüche gegen die Wer-
klohnforderung erklärt hat und 
– die Werklohnforderung in voller Höhe berechtigt, d. h. unstreitig 
und fällig ist. Der Nachweis obliegt dem Versicherungsnehmer. 
Dies gilt nicht, wenn der Auftraggeber Vertragserfüllungs- oder 
Mängelansprüche geltend macht. 
 
28.2 Der Versicherer trägt die Kosten im Verhältnis des  
Schadensersatzanspruchs zur geltend gemachten  
Werklohnforderung. 
 
28.3 Der Versicherungsschutz für die Kosten der Werklohn-
klage entfällt rückwirkend, wenn rechtsverbindlich festgestellt 
wird, dass die Werklohnforderung ganz oder teilweise aus anderen 
als unter Ziffer 26.1 dieser Zusatzbedingungen genannten Gründen 
unbegründet ist. 
 
28.4 Endet das Verfahren mit einem Vergleich, so trägt der Ver-
sicherer die Prozesskosten anteilig in Höhe der Vergleichsquote, 
sofern der Versicherer seine Zustimmung zu dem Vergleich erklärt 
hat. 
 
28.5 Hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis gilt Ziffer 5.2 
AHB entsprechend 
 
 
 
 
 
 

B28 Aktive Werklohn-
klage 
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29.1 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge 
 
29.2 Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages, auch ohne be-
sondere Vereinbarung, die gesetzliche Haftpflicht aus dem Halten 
und Gebrauch von nicht versicherungspflichtigen 
 
– Kraftfahrzeugen ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, 
sofern sie nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren; 
* 
– Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindig-
keit; 
– selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
Höchstgeschwindigkeit;** 
– nicht versicherungspflichtigen Kfz-Anhängern, soweit diese nicht 
in Verbindung mit einem zulassungs- oder versicherungspflichtigen 
Zugfahrzeug gebraucht werden. Soweit Versicherungsschutz 
durch andere Versicherungen besteht, geht dieser vor. 
 
29.3 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Halten und 
Gebrauch von Hub- und Gabelstaplern mit mehr als 6 km/h und 
nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit.** 
 
29.4 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Überlas-
sung der in den Versicherungsschutz eingeschlossenen Arbeits-
maschinen und Geräte mit und ohne Bedienungspersonal an Be-
triebsfremde. 
 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des jeweiligen Mieters 
bzw. Entleihers. 
 

* Hinweis: Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Besuchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um be-
schränkt öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h (Hub- und Gabelstapler und selbstfahrende Arbeitsmaschinen jedoch 
erst mit mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit), die ausschließlich oder gelegentlich auf solchen Betriebsgrundstücken oder Baustellen verkeh-
ren, sind versicherungspflichtig, mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für 
die Kfz- Versicherung (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Aus-
nahmegenehmigung nach § 70 Absatz 1 Ziffer 2 StVZO – bleibt die Versicherungspflicht bestehen. 
** Hinweis: § 2 Ziffer 17 FZV – selbstfahrende Arbeitsmaschinen: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug 
fest verbundenen Einrichtungen zur Verrichtung von Arbeiten, jedoch nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet 
sind. 
Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Arbeitsmaschinen beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch 
die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. 
Versicherungsschutz kann ausschließlich über eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung geboten werden. § 2 Ziffer 18 FZV – Stapler: Kraftfahr-
zeuge, die nach ihrer Bauart für das Aufnehmen, Heben, Bewegen und Positionieren von Lasten bestimmt 
oder geeignet sind. 
Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Stapler beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die Bauart 
bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem Kraftfahrtversicherungs-Tarif zu versichern 
 
 

  
30.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Gebrauch 
fremder, gemieteter oder geliehener Kraftfahrzeuge, Hub- und Ga-
belstapler und selbstfahrender Arbeitsmaschinen im Inland, in den 
Ländern der Europäischen Union sowie in der Schweiz, Norwegen, 
lsland und Liechtenstein anlässlich Dienstreisen und  
Dienstfahrten, wenn die Ansprüche gegen 
 
a)  den Versicherungsnehmer gerichtet sind und das Fahrzeug 
nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen und auch nicht Ei-
gentum des Versicherungsnehmers ist oder von ihm geleast wurde; 
 
b) eine mitversicherte Person gerichtet sind und das Fahrzeug we-
der auf den Versicherungsnehmer noch auf die in Anspruch ge-
nommene Person zugelassen und auch nicht Eigentum des Versi-
cherungsnehmers oder dieser mitversicherten Person ist oder von 
ihnen geleast wurde. 

B29 Kraft-, und/oder 
Luftfahrzeugrisiko 

B30 Gebrauch fremder 
Kraftfahrzeuge – Non-
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30.2 Versicherungsschutz besteht nur insoweit, als – die Versiche-
rungssumme der Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung des frem-
den Fahrzeugs nicht ausreicht oder 
– der Versicherte durch eine bestehende Kraftfahrzeug- Haftpflicht-
versicherung nicht geschützt wird 
oder 
– der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherer Regress nimmt (ausge-
nommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch Regressansprü-
che infolge einer Obliegenheitsverletzung) oder 
– keine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung besteht, obwohl der 
in Anspruch genommene Versicherungsnehmer ohne Verschulden 
das Bestehen einer Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
annehmen durfte oder 
– der Fahrer oder Halter des Fahrzeuges einen gesetzlichen Frei-
stellungsanspruch gegen den Versicherungsnehmer hat. 
 
30.3 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche des Halters 
oder Eigentümers des schadenverursachenden Fahrzeuges we-
gen Sach- und Vermögensschäden. 
 
Ebenso bleiben ausgeschlossen Haftpflichtansprüche des Versi-
cherungsnehmers einer für das schadenverursachende Fahrzeug 
bestehenden Versicherung. 
 
30.4 Im Rahmen, der im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen ausgewiesenen Versicherungssummen ist die Versicherungs-
summe je Versicherungsfall auf die im Versicherungsschein ge-
nannte Summe begrenzt, max. 5.000.000 EUR. Abweichend von 
Ziffer 6.2 AHB stellt dieser Betrag zugleich die Höchstersatzleis-
tung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar. 
 

  
Für die genannten Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in 
den Ziffern 3.1 (2) AHB und 4.3 (1) AHB. 
 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 
 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen We-
gen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benut-
zen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der 
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
 
Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten verletzt, gilt 
Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten). 
 

  
32.1 Versichert ist entsprechend der Betriebsbeschreibung und im 
Rahmen dieses Vertrages die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Dienstleistungsunternehmen aus der erlaubten 
gewerblichen Überlassung von Arbeitskräften an Dritte gemäß § 1 
und § 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-Gesetzes (AÜG), wenn 
wegen eines etwaigen Auswahlverschuldens Haftpflichtansprüche 
geltend gemacht werden. Die Kenntnis von der Nichteignung einer 
Leiharbeitskraft für eine vom Entleiher angeforderte Arbeitsleistung 

B31 Gemeinsame 
Bestimmungen zu Teil 
B Ziffern 29 und 30 

B32 Gelegentliche 
Überlassung von Ar-
beitskräften 
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wird in Erweiterung von Ziffer 7.2 AHB dem Vorsatz gleichgestellt. 
 
a. Mitversichert ist 
 
die persönliche gesetzliche Haftpflicht der überlassenen Arbeits-
kräfte für Schäden, die sie bei im Interesse des Entleihers ausge-
führten dienstlichen Verrichtungen verursachen. Erlangt  die über-
lassene Arbeitskraft Versicherungsschutz aus der Betriebs-Haft-
pflichtversicherung des Entleihers, so entfällt der Versicherungs-
schutz aus diesem Vertrag vollständig 
(sogenannte subsidiäre Deckung). 
 
b. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Ansprüche 
 
– des Entleihers gegenüber den überlassenen Arbeitskräften; 
– wegen Schäden an Sachen, die sich im Eigentum oder Besitz des 
Entleihers befinden; 
– aus Schäden an Anlagen und Anlagenteilen, 
die von Leiharbeitskräften im Rahmen ihrer Tätigkeiten für den Ent-
leiher geplant oder konstruiert worden sind oder für die sie die Bau-
leitung ausüben; 
– aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Betrieb des Entleihers gemäß dem Sozialge-
setzbuch Teil VII handelt. 
• Der Versicherungsschutz erlischt unbeschadet sonstiger Fristen 
in jedem Fall mit der Rücknahme oder dem Widerruf der Erlaubnis 
(§ 4 und § 5 AÜG) 
 

  
Mitversichert ist bei Betrieben des Bauhaupt- und Baunebengewer-
bes, nicht jedoch Betrieben des Gerüstbaus bzw. Gerüstverleihs, 
die gesetzliche Haftpflicht aus der gelegentlichen auch entgeltli-
chen Überlassung von Gerüsten an Dritte. 
 
Voraussetzung ist, dass die Überlassung vor oder nach einem Auf-
trag des Versicherungsnehmers erfolgt. 
 

  
Abweichend von Teil B Ziffern 1.2 und 1.3 BBR Betrieb sind Ver-
mögensschäden aus dem Verlust von Daten beim Auftraggeber 
mitversichert. 
Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungssumme 
für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden) je Versiche-
rungsfall auf 100.000 EUR begrenzt. 
 
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 
 

  
Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von Teil B Ziffer 1.2 
BBR Betrieb – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers wegen Vermögensschäden aus der berechtigten Ausstellung 
von Energieausweisen und Modernisierungsempfehlungen nach 
dem Energieeinsparungsgesetz (EnEG) bzw. dessen Ausführungs-
verordnungen. 
 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus 
vorgenannten Tätigkeiten, die vor Inkrafttreten dieses 
Vertrages vorgenommen wurden. 
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Die Versicherungssumme für die vorgenannten Vermögensschä-
den beträgt 100.000 EUR im Rahmen der Versicherungssumme für 
sonstige Schäden. 
 
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 
 

  
Falls besonders vereinbart (siehe Versicherungsschein), gilt: 
 
Abweichend von Teil A Ziffer 3.15 BBR Betrieb gilt Folgendes: 
 
Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers aus Beauftragung fremder Un-
ternehmen mit der Ausführung von Bauleistungen im Interesse und 
für Zwecke des versicherten Betriebes (Subunternehmer). 
 
Dies gilt auch dann, wenn Bauleistungen an Subunternehmer ver-
geben werden, die nicht den Tätigkeiten bzw. Gewerken der die-
sem Vertrag zugrundeliegenden Betriebsbeschreibung entspre-
chen. 
 
Nicht versichert bleibt jedoch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers aus der Beauftragung von Subunternehmern mit 
folgenden Leistungen: 
– Dachdecker-, Isolier-, Holz- und Bautenschutzarbeiten, 
– Gas-, Wasser- und Heizungsinstallationen, 
– Erdbohrungen, Durchörterungen – ausgenommen Bohrungen mit 
Kleingeräten bis zu einer Tiefe von 20 Metern, 
– Tiefbau, ausgenommen Straßen-, Wege-, Garten- und Land-
schaftsbauarbeiten es sei denn, diese Leistungen entsprechen be-
reits der diesem Vertrag zugrundeliegenden Betriebsbeschreibung 
oder die Haftpflicht der Versicherungsnehmerin der Eigenschaft als 
Generalunternehmer ist mitversichert. 
 
Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden Unter-
nehmen und ihres Personals. 
 

  
a. Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.11 AHB die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die 
auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzu-
führen sind. 
 
b. Als Versicherungsfall gilt abweichend von Ziffer 1.1 AHB die erst-
malige Geltendmachung eines gesetzlichen Haftpflichtanspruches 
privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person durch Dritte während der Dauer des 
Versicherungsvertrages. 
 
Ein Haftpflichtanspruch ist geltend gemacht, wenn gegen die Ver-
sicherungsnehmerin oder eine mitversicherte Person ein Anspruch 
schriftlich erhoben wird oder ein Dritter der Versicherungsnehmerin 
schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen diese zu haben. 
 
c. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche 
 
aa.  wegen Personenschäden infolge von Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten gemäß §§ 110, 106 Abs.1 Satz 1 SGB VII in 
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Verbindung mit §§ 105, 104 SGB VII oder gleichartigen Bestimmun-
gen anderer Länder. 
bb. die dadurch verursacht werden, dass von Gesetzen, Verord-
nungen oder an den Versicherungsnehmer gerichtete behördliche 
Anordnungen oder Verfügungen abgewichen wurde. 
 
d. Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungssumme 
für Personen- und sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschä-
den) je Versicherungsfall auf 250.000 EUR begrenzt. 
 
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres steht einmal zur Verfügung. 
 
Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden einen Selbstbe-
halt in Höhe von 10 % des Schadens, mindestens 1.000 EUR selbst 
zu tragen. 
 

  
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf versehentlich 
nicht gemeldete Risiken, die im Rahmen des versicherten Betrie-
bes liegen und weder nach den Allgemeinen noch Besonderen Be-
dingungen des Vertrages von der Versicherung ausgeschlossen 
sind. 
 
 
 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, sobald er sich des Ver-
säumnisses bewusst geworden ist, unverzüglich die entspre-
chende Anzeige zu erstatten und den danach zu vereinbarenden 
Beitrag vom Gefahreneintritt an zu entrichten. 
 

   
Zwischen Antragstellung und Versicherungsbeginn des Vertrages, 
maximal für 15 Monate, gilt eine prämienfreie Konditions- und Sum-
mendifferenzdeckung. 
Der Versicherer übernimmt die Differenz zu dem Teil des Scha-
dens, der nach dem gestellten Antrag und Bedingungen zu erstat-
ten wäre, zu der vom Vorversicherer erbrachten Leistung. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die Deckungsinhalte des Vorvertrages 
auch für den Anschlussvertrag beantragt wurden. 
 
Die Konditions- und Summendifferenzdeckung greift nicht, wenn 
der Vorversicherer wegen Nichtzahlung der Prämie leistungsfrei ist. 
 

  
Sollte sich bei konkreten Schadensfällen herausstellen, dass die 
Vertragsbedingungen des Vorvertrages beim gleichen oder einem 
anderen Versicherer für den Versicherungsnehmer günstiger sind, 
wird der Versicherer nach den Bedingungen des Vorvertrages re-
gulieren. Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall die Vertrags-
unterlagen des Vorvertrages zur Verfügung zu stellen. Die Ent-
schädigung ist auf einen Betrag von 500.000 EUR begrenzt. 
 
Die Regelung gilt maximal für 10 Jahre ab Vertragsabschluss und 
nur solange wie der abgeschlossene Vertrag unverändert fortbe-
steht. 
 

Die Besserstellungsklausel gilt nicht für  
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a) beantragte oder einvernehmlich zwischen den Vertragspartnern 
des Vorvertrages nachweislich vereinbarte vertragliche Schlechter-
stellungen, die vom allgemeinen Branchenstandard abweichen,  
b) Tatbestände, für die bei der Bayerischen Zeichnungsverbot 
    besteht 
c) Risiken die gemäß Tarif anfragepflichtig sind 
d) Schäden/Kosten aus der erweiterten Produkt-Haftpflichtversi-
cherung, Cyberdeckungen, ausländische Betriebsstätten/Tochter-
gesellschaften, direkten Export nach USA, US-Territorien oder Ka-
nada,  
e) Sonder- und Maklerkonzepte  
f) einzelvertragliche Individualabsprachen  
g) Risiken, für die eine Versicherungspflicht vorgeschrieben ist, 
h) die Terror- und Sanktionsklausel, 
i) Personen-Deckungen bei Asbest ohne Sublimit sowie 
j) WHG-Deckungen 
 

  
Weichen die dem Vertrag zugrundeliegenden Versicherungsbedin-
gungen am Schadenstag oder bei Vertragsabschluss von den vom 
GDV empfohlenen, zum Nachteil des Versicherungsnehmers ab 
wird der Versicherer auf Wunsch des Versicherungsnehmers nach 
diesen Bedingungen regulieren. 
 

  
Der Versicherer verzichtet auf seine Rechte wegen vorvertraglicher 
Anzeigepflichtverletzung vom Vertrag zurückzutreten, soweit diese 
länger als 3 Jahre zurückliegt oder es sich um einen Bagatellscha-
den (250,--EUR oder 50 % des Jahresbeitrages) handelt. 
 
Voraussetzung hierfür ist, dass der Vertrag rückwirkend entspre-
chend angepasst wird. Scheidet eine rückwirkende Vertragsanpas-
sung nach den Annahmerichtlinien des Versicherers aus, so be-
steht das Rücktrittsrecht unverändert fort.  
 

  
Wird anlässlich eines Schadensfalls festgestellt, dass die Betriebs-
beschreibung fehlerhaft oder unvollständig ist und/oder mitzuversi-
chernde Unternehmen nicht benannt sind, ist eine rückwirkende 
Berichtigung möglich und Deckung zu gewähren, soweit 
 
– das Risiko unter die vereinbarten Bedingungen fällt 
– durch die Berichtigung üblicherweise keine Mehrprämie anfällt, 
bzw. auf diese konkret verzichtet wird oder 
– die Tätigkeit im Rahmen der Umsatz -, Lohnsummen - oder Mit-
arbeiteranzahlmeldung erfasst war und der Anteil aus den nicht be-
nannten Tätigkeit 20 % der Gesamttätigkeit nicht überschreitet oder 
– personelle (auch familiäre) oder kapitalmäßige 
Verflechtungen zu den nicht benannten mitversicherten Unterneh-
men bestehen (gegenseitige Ansprüche von Familienmitgliedern 
untereinander oder gegenseitige Ansprüche untereinander bei Ka-
pitalbeteiligungen bleiben ausgeschlossen) 
oder 
– private Risiken der Repräsentanten nicht benannt sind. 
 
Ausgeschlossen bleiben ausdrücklich dokumentierte nicht versi-
cherte Tätigkeiten. Nicht unter diese Regelung fallen alle Risiken, 
welche die Bayerische gemäß Tarif nicht zeichnet. 
 

B41 Abweichungen zu 
den Verbandsbedin-
gungen 

B42 Verzicht auf Rück-
tritt bei vorvertragli-
cher Anzeigenpflicht-
verletzung 

B43 Vollständigkeit 
Betriebsbeschreibung 
der mitversicherten 
Unternehmen 
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Deklarationspflichtig sind ausschließlich Stoffe der WGK 1-3 in der 
bei Vertragsabschluss geltenden Fassung. Alle anderen Stoffe 
werden im Rahmen der Haftpflichtversicherung als nicht gewässer-
schädlich und damit nicht deklarationspflichtig eingestuft. 
 
Dies gilt nicht für Risiken aus dem Bereich Land- und Forstwirt-
schaft, hier gelten die Grenzen gemäß der Deckungsbeschreibung. 
 

  
Bei Kapitalgesellschaften sind Repräsentanten ausschließlich die 
gesetzlichen Vertreter, bei Personengesellschaften die Inhaber. 
Einzelpersonen haben keinen Repräsentanten im Sinne dieser 
Bestimmungen. 
 

  
Der Versicherer verzichtet auf Wunsch des Versicherungsnehmers 
auf eine Regressnahme, es sei denn, der Schadensverursacher 
hat den Schaden vorsätzlich verursacht. Dies gilt nicht für einen 
Regress gegen eine Haftpflichtversicherung des Schadensverursa-
chers. 
 
Der Versicherungsnehmer trägt in diesen Fällen einen 
Selbstbehalt in Höhe von 10 % des Schadens, mindestens 500 
EUR, maximal 50.000 EUR. 
 

  
Der Versicherer verzichtet auf sein Recht, den Versicherungsver-
trag im ersten Schadenfall zu kündigen, sofern es sich um einen 
Bagatellschaden (250,--EUR oder 50 % des Jahresbeitrages) han-
delt. 
 
Dies gilt nicht für Fälle, in denen der Versicherer ein Recht zur Kün-
digung gemäß VVG hat, aufgrund von 
 
– Obliegenheitsverletzung 
– Anzeigepflichtverletzung 
 
Unbenommen von dieser Regelung ist das Recht des Versicherers, 
aus Anlass des Erstschadens mit dem Versicherungsnehmer über 
die Beitragshöhe oder über Selbstbehalte zu verhandeln. 
 

  
Gegenstand der Forderungsausfalldeckung 
1.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person während der Wirk-
samkeit der Versicherung von einem Dritten geschädigt wird (Ver-
sicherungsfall) und der wegen dieses Schadenereignisses in An-
spruch genommene Dritte seiner Schadenersatzverpflichtung 
ganz oder teilweise nicht nachkommen kann, weil die Zahlungs- 
oder Leistungsunfähigkeit des schadenersatzpflichtigen Dritten 
festgestellt worden ist und die Durchsetzung der Forderung gegen 
ihn gescheitert ist. 
 
Ein Schadenereignis ist ein Ereignis, das einen Personen-, Sach- 
oder daraus resultierenden Vermögensschaden zur Folge hat und 
für den der Dritte aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts zum Schadenersatz verpflichtet ist (schä-
digender Dritter). 

B44 Sonderregelung 
zur Dokumentierung 
von gewässerschädli-
chen Stoffen 

B45 Repräsentanten 

B46 Regressverzicht 

B47 Klausel Verzicht 
auf Kündigung im Erst-
schadenfall 

B48 Forderungsausfall-
deckung 
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1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, in dem der 
schadenersatzpflichtige Dritte Versicherungsschutz im Rahmen 
und Umfang der Betriebs-Haftpflichtversicherung des Versiche-
rungsnehmers hätte. Daher finden im Rahmen der Forderungsaus-
falldeckung für die Person des Schädigers auch die Risikobeschrei-
bungen und Ausschlüsse Anwendung, die für den Versicherungs-
nehmer gelten.  
 
So besteht insbesondere kein Versicherungsschutz, wenn der 
Schädiger den Versicherungsfall vorsätzlich herbeigeführt hat. 
 
Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche gegen Dritte 
aus der Eigenschaft des Schädigers als privater Halter eines Hun-
des oder Pferdes. 
 
2. Leistungsvoraussetzungen 
 
Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsnehmer oder ei-
ner mitversicherten Person leistungspflichtig, wenn 
 
2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder einen voll-
streckbaren Vergleich vor einem ordentlichen Gericht in der Bun-
desrepublik Deutschland oder einem anderen Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union, der Schweiz, Norwegens, Island und Liech-
tenstein festgestellt worden ist. Anerkenntnis-, Versäumnisurteile 
und gerichtliche Vergleiche sowie vergleichbare Titel der vorge-
nannten Länder binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 
auch ohne einen dieser Titel bestanden hätte, 
 
2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfähig ist. 
Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsnehmer oder eine mitver-
sicherte Person nachweist, dass 
-– eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedigung geführt 
hat, 
– eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da der scha-
denersatzpflichtige Dritte in den letzten drei Jahren die eidesstattli-
che Versicherung über seine Vermögensverhältnisse abgegeben 
Hat 
 
oder 
 
– ein gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten durchgeführtes 
Insolvenzverfahren nicht zur vollen Befriedigung geführt hat oder 
ein solches Verfahren mangels Masse abgelehnt wurde, 
 
und 
 
2.3 an den Versicherer die Ansprüche gegen den schadenersatz-
pflichtigen Dritten in Höhe der Versicherungsleistung abgetreten 
werden und die vollstreckbare Ausfertigung des Urteils oder Ver-
gleichs ausgehändigt wird. Der Versicherungsnehmer hat an  
der Umschreibung des Titels auf den Versicherer mitzuwirken 
 
3. Umfang der Forderungsausfalldeckung 
 
3.1 Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titulierten Forde-
rung. 
 
3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei  
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jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssum-
men begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtigen Personen erstreckt. 
 
3.3 Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 50.000 
EUR. Für Schäden bis zur Höhe von 1.000 EUR besteht kein Ver-
sicherungsschutz. 
 
3.4 Dem schadenersatzpflichtigen Dritten stehen keine Rechte aus 
diesem Vertrag zu. 
 
4. Räumlicher Geltungsbereich 
 
Versicherungsschutz besteht für Schadenersatzansprüche auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen In-
halts anlässlich von Schadenereignissen, die in einem Mitglieds-
staat der Europäischen Union, der Schweiz, Norwegens, Island 
oder Liechtenstein eintreten. 
 
Ergänzende Ausschlüsse 
 
5.1 Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden an/ 
durch 
 
– Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern 
– Tieren 
– einen Mitarbeiter des versicherten Unternehmens und/oder eines 
mitversicherten Tochterunternehmens. 
 
und alle sich daraus ergebenen Vermögensschäden. 
 
5.2 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
 
– Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfolgung; 
– Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder vertraglichen For-
derungsübergangs; 
– Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berechtigte Einwen-
dungen oder begründete Rechtsmittel nicht oder nicht rechtzeitig 
vorgebracht oder eingelegt wurden; 
– Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz 
– ein anderer Versicherer Leistungen zu erbringen hat (z.B. der 
Schadensversicherer des Versicherungsnehmers) oder 
– ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleistungsträger Leistun-
gen zu erbringen hat, auch nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, 
Beteiligungsansprüche oder ähnliche von Dritten handelt. Sollte 
eine Bestimmung dieser Zusage unwirksam sein, wird die Wirk-
samkeit der übrigen Bestimmungen davon nicht berührt. 
 

  
Mitversichert im Rahmen dieses Vertrages sind gesetzliche Haft-
pflichtansprüche aus Sachschäden, die entstehen durch allmähli-
che Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen oder 
Feuchtigkeit und von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und 
dergleichen). 
 

  
Mitversichert im Rahmen dieses Vertrages, ohne dass es einer 
besonderen Anzeige bedarf, ist die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers aus Betriebsbesichtigungen und -bege-
hungen durch fremde Personen oder Personengruppen. 

B49 Allmählichkeits-
schäden 

B50 Betriebsbesichti-
gungen 
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Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers bei Antigen-Schnelltests zur Erkennung einer SARS-
COV 2 Infektion (Corona) an eigenen Mitarbeitern. 
Voraussetzung ist das die Tests von medizinisch geschultem Per-
sonal, das laut den aktuell gültigen gesetzlichen Regelungen aus-
gebildet und instruiert worden ist, durchgeführt werden und die 
Vorgaben des Infektionsschutzgesetzt (IfSG) eingehalten werden. 
 

  
Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche aus Schäden, 
welche Dritten oder Mitarbeitern des Versicherungsnehmers 
im Rahmen einer beruflichen Tätigkeit im Haushalt des Mitarbei-
ters (Home-Office / Telearbeit) entstehen. 
 
Ist strittig, ob eine private oder berufliche Tätigkeit schadenur-
sächlich ist, wird der Versicherer in Vorleistung treten. Vorausset-
zung hierfür ist die Einhaltung einer bestehenden Betriebsverein-
barung zur Home-Office Regelung sowie Einhaltung der Arbeits-
stättenverordnung. 
 
Nach einem ersatzpflichtigen Haftpflichtschaden an Mitarbeiten-
den im Home-Office, werden Kosten zur Umsetzung der Arbeits-
stättenverordnung (ArbStättV) in Höhe von 500 € für eine einma-
lige Überprüfung des Home-Office Arbeitsplatzes des geschädig-
ten Mitarbeitenden übernommen.  
 

 
 

 
Falls beim Vorversicherer der Versicherungsvertrag zum Ablauf-
tag um 12:00 Uhr Mittag endet, besteht bei der Bayerischen Versi-
cherung ab diesem Zeitpunkt Deckung auch wenn der Versiche-
rungsbeginn bei der Bayerischen erst der Folgetag 00:00 Uhr sein 
sollte. 
 
 
Sollte eine Bestimmung dieser Zusage unwirksam sein, wird die  
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen davon nicht berührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

B51 Corona-Test  

B52 Home-Office/Tele-
arbeit  

B53 Versicherungsbe-
ginn  

B54 Salvatorische Klau-
sel 
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Teil C – Risikobegrenzungen für alle Risiken 
 

 

 
1.1 Ausgeschlossen sind Ansprüche 

 
a) wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, ande-
ren feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, General-
streik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schä-
den durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte aus-
gewirkt haben; 
 
b) wegen Schäden an Kommissionsware; 
 
c) wegen Brand- und Explosionsschäden gegen die Personen (Ver-
sicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden 
durch gesetz-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit 
brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen; 
 
d) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages; 
 
e) nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer 
Länder; 
 
f) wegen Schäden aus 
 
– Besitz oder Betrieb von Offshore-Anlagen, 
– Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, 
Bau, Montage, Demontage, Wartung, Instandhaltung von Offshore-
Anlagen sowie Wartungs-, Installations- oder sonstigen Service-Ar-
beiten im Zusammenhang mit Offshore-Anlagen, 
– Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung 
von Erzeugnissen, die ersichtlich für Offshore-Anlagen bestimmt 
waren. 
 
Offshore-Anlagen sind im Meer gelegene Anlagen, wie z. B. Ölplatt-
formen, Bohrinseln, Pipelines, Windenergie- Anlagen. Der Offs-
hore-Bereich beginnt an der Uferlinie bei Flut; 
 
g) wegen Schäden an Gütern, die Gegenstand eines mit dem Ver-
sicherungsnehmer geschlossenen Verkehrsvertrags (Fracht-, Spe-
ditions- oder Lagervertrag) sind; 
 
h) wegen Schäden aus Besitz oder Betrieb von Leitungen für Was-
ser sowie Gas, Öl bzw. Ölprodukte und sonstige gefährliche Stoffe 
außerhalb des Betriebsgeländes des Versicherungsnehmers, 
wenn die Gesamtlänge der Leitungen bzw. der Leitungsnetze mehr 
als 5 km beträgt; 
 
i) wegen Personenschäden, die durch den Ge- oder Verbrauch von 
Tabakerzeugnissen, diesen gleichgestellten Erzeugnissen (z. B. 
elektrische Zigaretten) sowie durch Produkte, die in Tabakerzeug-
nissen enthalten sind (z. B. Filter, Zigarettenpapier), verursacht 
werden. 
 

C1 nicht versicherte Ri-
siken 
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1.2 Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu versi-
chern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versicherung 
gegeben oder nach Besonderen Bedingungen oder Risikobe-
schreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbeson-
dere die Haftpflicht 
 
a) aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Beruf 
eigen noch sonst dem versicherten Risiko zuzurechnen sind; 
 
b) wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arznei-
mittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arzneimittel, 
für die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft als pharma-
zeutischer Unternehmer im Sinne des AMG eine Deckungsvor-
sorge zu treffen hat; 
 
c) aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Sprengstof-
fen oder ihrer Lagerung zu Großhandels- zwecken sowie aus Ver-
anstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken; 
 
d) aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von Perso-
nen sowie aus der selbstständigen und nicht- selbstständigen Teil-
nahme am Eisenbahnbetrieb; 
 
e) wegen Bergschäden (i. S. des § 114 BBergG), soweit es sich 
handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestand-
teilen und Zubehör; wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i. S. des 
§ 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäu-
reeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen; 
 
f) aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse; 
 
g) aus Schäden durch Stollen-, Tunnel- und Untergrundbahnbau-
ten (auch bei offener Bauweise); 
 
h) aus Planungs- und Bauleitungstätigkeit; 
 
i) bei Handels- und Handwerksbetrieben: 
aus dem Vertrieb von Produkten unter eigenem Namen sowie we-
gen Schäden durch Waren, die aus Ländern importiert wurden, die 
nicht dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) angehören. 
 

 

 
Allgemeine Bestimmungen 
 
Soweit nach Maßgabe von Teil B Ziffern 29 und 30 nichts anderes 
ausdrücklich vereinbart ist, sind nicht versichert Ansprüche wegen 
Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verur-
sachen. 
 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
 
Eine Tätigkeit der genannten Personen an einem Kraftfahrzeug 
oder Kraftfahrzeuganhänger ist kein Gebrauch im Sinne dieser Be-
stimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer dieses 
Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb  
gesetzt wird. 

C2 Kraftfahrzeuge, 
Kraftfahrzeuganhänger  
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Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Be-
sitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 
 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten  
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
 
Eine Tätigkeit der genannten Personen an einem Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser 
Personen Halter oder Besitzer dieses Fahrzeuges ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 
 
Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichende Re-
gelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht. 
 

  
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- 
oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder 
Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen 
werden. 
 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus – der Planung oder Konstruk-
tion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersicht-
lich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau 
in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren, 
 
– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Re-
paratur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, und zwar wegen Schäden an Luft- und Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und alle sich da-
raus ergebenen Vermögenschäden sowie wegen sonstiger Schä-
den durch Luft- und Raumfahrzeuge. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

C3 Wasserfahrzeuge  

C4 Luft- und Raumfahr-
zeuge  
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Teil D – Besondere Bedingungen für das  
Produkthaftpflichtrisiko 
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt – siehe Versicherungs-
schein -) 
 

   
1.1 Konventionelle Produkthaftpflicht 

 
Versichert ist Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-Bedingun-
gen (AHB) und der nachstehenden Besonderen Bedingungen und 
Risikobeschreibungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für Personen-, Sach- und daraus entstandene wei-
tere Schäden, soweit diese durch vom Versicherungsnehmer 
 
– hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse 
– erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen 
 
verursacht wurden. 
 
Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, 
die Arbeiten abgeschlossen oder die Leistungen ausgeführt hat. 
 
1.2 Tätigkeitsfolgeschäden 

 
Eingeschlossen sind abweichend von Ziffer 7.7 AHB gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an fremden Sachen 
durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers an oder mit diesen Sachen entstanden sind, und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dieser Versiche-
rungsschutz besteht nur, sofern die Schäden nach Abschluss der 
Arbeiten oder Ausführung der sonstigen Leistungen eingetreten 
sind. 
 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung von 
 
– Kraft, Schienen und Wasserfahrzeugen, Containern sowie deren 
Ladung; 
– Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbearbei-
tung oder -verarbeitung, Reparatur oder sonstigen Zwecken befin-
den oder befunden haben. 
 

  
Der Versicherungsschutz bezieht sich auf den in der Betriebsbe-
schreibung genannten Produktions- und Tätigkeitsumfang. 
 
Im Rahmen dieses Risikos sind mitversichert Ansprüche wegen 
aus der Vergabe von Leistungen an Dritte (Subunternehmer). Nicht 
versichert bleibt die Haftpflicht der Subunternehmer selbst und de-
ren Betriebsangehörigen. 
 

  
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
 
3.1. der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teils desselchen angestellt hat, 
in dieser Eigenschaft. 

D1 Gegenstand der 
Versicherung  

D2 versichertes Risiko  

D3 Mitversicherte Per-
sonen 



 

 

 
BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG   44 

 

 
3.2. sämtliche übrige Betriebsangehörigen für Schäden, die 
sind Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtung verursachen. 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 
des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VI han-
delt. 
 

  
4.1 Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmangeln 
infolge Fehlens vereinbarten Eigenschaften. 
 
Eingeschlossen sind – insoweit abweichend von Ziffer 1.1, 1.2 und 
7.3 AHB – auf Sachmängeln beruhende Schadensersatzansprüche 
Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Personen-, Sach- und dar-
aus entstandener weiterer Schäden, wenn der Versicherungsneh-
mer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über be-
stimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistun-
gen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese 
bei Gefahrübergang vorhanden sind. 
 
4.2 Erweiterte Produkthaftpflichtbedingungen 
 
Falls folgende zusätzliche Risiken, Ziffer 4.3 bis 4.8, versichert wer-
den sollen, kann durch besondere Vereinbarung der Versiche-
rungsschutz im Versicherungsschein oder in seinen Nachträgen 
wie folgt erweitert werden: 
 
4.2.1 Begriffsbestimmungen/Anwendbarkeit von Ziffer 4.1 
 
Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des 
Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeug-
nisse des Versicherungsnehmers enthalten. 
 
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse 
sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder 
Lieferung gleich. 
 
Mangelhaftigkeit im Sinne dieser Regelung ist die tatsächliche 
Mangelhaftigkeit, nicht der Mangelverdacht. 
 
Ziffer 3.2 (vertraglich übernommene Haftpflicht) findet auf Schäden 
gem. Ziffer 4.2 ff. Anwendung. 
 
4.3 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden 
 
4.3.1 Versichert sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.2.2 genannten Schäden infolge Mangelhaf-
tigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch eine aus tatsächli-
chen oder wirtschaftlichen Gründen nicht trennbare Verbindung,  
Vermischung oder Verarbeitung von mangelhaft hergestellten oder 
gelieferten Erzeugnissen mit anderen Produkten entstanden sind. 
 
4.3.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
 
4.3.2.1 der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte, 
soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziffer 1 oder 
4.1 besteht. 

D4 Abgrenzungen und 
Erweiterungen des 
Versicherungsschut-
zes 
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4.3.2.2 anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewen-
deter Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die mangelhaften Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers; 
 
4.3.2.3 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumut-
bare Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder für eine andere 
Schadenbeseitigung (siehe aber Ziffer 6.2.8). Der Versicherer er-
setzt diese Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für 
die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis 
der Gesamtprodukte (nach Nachbearbeitung oder anderer Scha-
denbeseitigung) steht; 
 
4.3.2.4  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewin-
nes), weil die Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem Preisnach-
lass veräußert werden können (siehe aber Ziffer 6.2.8). Der Versi-
cherer ersetzt diese Vermögensnachteile in dem Verhältnis nicht, 
in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers 
zu dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstellung oder 
Lieferung der Erzeugnisse des Versicherungsnehmers für die Ge-
samtprodukte zu erzielen gewesen wäre; 
 
4.3.2.5 der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar 
entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall, der aus der 
Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. Ansprüche wegen 
eines darüberhinausgehenden Schadens durch den Produktions-
ausfall sind nicht versichert. 
 
4.4 Weiterver- und Weiterbearbeitungsschäden 
 
4.4.2 Versichert sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.4.2 genannten Vermögensschäden im Sinne 
von Ziffer 2.1 AHB infolge Weiterverarbeitung oder -bearbeitung 
mangelhaft hergestellter oder gelieferter Erzeugnisse, ohne dass 
eine Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung mit anderen Pro-
dukten stattfindet. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können 
sowohl solche des Versicherungsnehmers als auch Produkte Drit-
ter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten 
 
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse 
sowie Falschlieferungen stehen Mängel in der Herstellung und Lie-
ferung gleich. 
  
4.4.3 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
 
4.4.3.1  Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der 
mangelhaften Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes für die 
mangelhaften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, sofern die 
verarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse unveräußerlich sind; 
 
4.4.3.2 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumut-
bare Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder bearbeiteten 
Erzeugnisse oder für eine andere Schadenbeseitigung (siehe aber 
Ziffer 6.2.8). Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem Verhält-
nis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versiche-
rungsnehmers zum Verkaufspreis der weiterverarbeiteten oder be-
arbeiteten Erzeugnisse (nach Nachbearbeitung oder anderer Scha-
denbeseitigung) steht; 
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4.4.3.3  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewin-
nes), weil die weiterverarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse 
nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden können 
(siehe aber Ziffer 6.2.8). Der Versicherer ersetzt diese Vermögens-
nachteile in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeug-
nisse des Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht, der 
bei mangelfreier Herstellung oder Lieferung der Erzeugnisse des 
Versicherungsnehmers nach Weiterverarbeitung oder -bearbeitung 
zu erwarten gewesen wäre. 
 
4.5 Aus- und Einbaukosten 
 
4.5.2 Versichert sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.5.2 und 4.5.3 genannten Vermögensschäden 
im Sinne von Ziffer2.1. AHB infolge Mangelhaftigkeit von Gesamt-
produkten Dritter, die durch den Einbau, das Anbringen, Verlegen 
oder Auftragen von mangelhaft hergestellten oder gelieferten Er-
zeugnissen entstanden sind. 
 
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse 
sowie Falschlieferungen stehen Mängel in der Herstellung und Lie-
ferung gleich.  
 
4.5.3 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
 
4.5.3.1 Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht 
jedoch von deren Einzelteilen), d.h. Kosten für das Ausbauen, Ab-
nehmen, Freilegen oder Entfernen mangelhafter Erzeugnisse und 
das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder Auftragen mangelfreier 
Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter. Vom Versiche-
rungsschutz ausgenommen bleiben die Kosten für die Nach- und 
Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte 
Dritter. 
 
4.5.3.2 Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder 
mangelfreier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an den Erfül-
lungsort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers. 
Sind die Kosten für den direkten Transport vom Versicherungsneh-
mer bzw. vom Dritten zum Ort des Austausches geringer als die 
Kosten des Transportes vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lie-
ferung des Versicherungsnehmers zum Ort des Austausches, sind 
nur die Kosten des Direkttransportes versichert. 
 
4.5.4 Ausschließlich für die in Ziffer 4.5.2 genannten Kosten besteht 
in Erweiterung der Ziffer 4.5.1 – und insoweit abweichend von Ziffer 
1.1 und 1.2 AHB – Versicherungsschutz auch dann, wenn sie zur 
Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung oder zur Be-
seitigung eines Mangels des Erzeugnisses des Versicherungsneh-
mers von diesem oder seinem Abnehmer aufgewendet werden. 
 
4.5.5 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn 
 
4.5.5.1 der Versicherungsnehmer die mangelhaften Erzeugnisse 
selbst eingebaut oder montiert hat oder in seinem Auftrag, für seine 
Rechnung oder unter seiner Leitung hat einbauen oder montieren 
lassen; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass die Mangelhaftigkeit nicht aus dem Einbau, der Montage oder 
Montageleitung, sondern ausschließlich aus der Herstellung oder 
Lieferung resultiert; 
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4.5.5.2 sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß Ziffer 
4.5.1 bis 4.5.3 auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen von Kraft, 
Schienen, oder Wasserfahrzeugen beziehen, soweit diese Erzeug-
nisse im Zeitpunkt der Auslieferung durch den Versicherungsneh-
mer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich für den Bau von oder 
den Einbau in Kraft, Schienen oder Wasserfahrzeugen bestimmt 
waren. 
 
4.5.6 Aus- und Einbaukosten beim Einzelteileaustausch und Repa-
raturkosten (fakultativ) 
 
Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann 
durch besondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versi-
cherungsschein oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert wer-
den: 
 
In Erweiterung zu Ziffer 4.5.1 - 4.5.3 besteht Versicherungsschutz 
auch für gesetzliche Ansprüche Dritter wegen 
 
4.5.6.1  Kosten für den Austausch mangelhafter Einzelteile von Er-
zeugnissen des Versicherungsnehmers, die in Gesamtprodukte 
Dritter eingebaut, angebracht, verlegt oder aufgetragen worden 
sind (mit Ausnahme der Kosten für die Nach- und Neulieferung 
mangelfreier Einzelteile); 
 
4.5.6.2  Kosten der Reparatur mangelhafter Erzeugnisse des Ver-
sicherungsnehmers im eingebauten Zustand; 
 
4.5.6.3  Kosten für andere Mangelbeseitigungsmaßnahmen an 
mangelhaften Erzeugnissen des Versicherungsnehmers, die in Ge-
samtprodukte Dritter eingebaut, angebracht, verlegt oder aufgetra-
gen worden sind. 
 
4.5.6.4  Im Falle des Austausches mangelhafter Einzelteile im 
Sinne der Ziffer 4.5.5.1 besteht Versicherungsschutz auch für die 
Kosten des Transportes nach- oder neugelieferter Einzelteile mit 
Ausnahme solcher an den Erfüllungsort der ursprünglichen Liefe-
rung des Versicherungsnehmers. Sind die Kosten für den direkten 
Transport vom Versicherungsnehmer zum Ort des Austausches 
geringer als die Kosten des Transportes vom Erfüllungsort der ur-
sprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers zum Ort des 
Austausches, sind nur die Kosten des Direkttransportes versichert. 
 
4.5.6.5  Die Ausschlüsse gem. Ziffer 4.5.4 finden auch in Fällen der 
Ziffer 4.5.5 Anwendung. 
 
4.5.7 Kann der Mangel des Gesamtproduktes durch verschiedene 
der in den Ziffer 4.5.2, 4.5.3 und 4.5.5 genannten Maßnahmen be-
seitigt werden, besteht Versicherungsschutz nur in Höhe der güns-
tigsten versicherten Kosten. Im Falle einer Reparatur oder anderen 
Mangelbeseitigungsmaßnahmen im Sinne der Ziffer 4.5.5.2 und 
4.5.5.3 ersetzt der Versicherer die daraus entstandenen Kosten 
darüber hinaus in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die 
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der 
Gesamtprodukte (nach Reparatur oder anderer Mangelbeseiti-
gungsmaßnahme) steht. 
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4.6 Schäden durch mangelhafte Maschinen (fakultativ) 
 
Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann 
durch besondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versi-
cherungsschein oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert wer-
den: 
4.6.2 Versichert sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.6.2 genannten Schäden infolge Mangelhaf-
tigkeit von Produkten, die durch vom Versicherungsnehmer man-
gelhaft hergestellte, gelieferte, montierte oder gewartete Maschi-
nen produziert, be- oder verarbeitet wurden. 
 
Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann 
durch besondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versi-
cherungsschein oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert wer-
den: 
Als Maschinen gelten auch Werkzeuge an Maschinen und Erzeug-
nisse der Steuer-, Mess- und Regeltechnik sowie Formen. 
 
4.6.3 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
 
4.6.3.1 der Beschädigung oder Vernichtung der mittels der Ma-
schine hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte; 
 
4.6.3.2  anderer für die Herstellung, Be- oder Verarbeitung der Pro-
dukte nutzlos aufgewendeter Kosten; 
 
4.6.3.3  Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zu-
mutbare Nachbearbeitung der mittels der Maschinen des Versiche-
rungsnehmers hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte oder 
für eine andere Schadenbeseitigung; 
 
4.6.3.4  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewin-
nes), weil die mittels der Maschinen des Versicherungsnehmers 
hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte nicht oder nur mit 
einem Preisnachlass veräußert werden konnten; 
 
4.6.3.5  der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittel-
bar entstandenen Kosten infolge eines sich aus Mängeln der her-
gestellten, be- oder verarbeitenden Produkte ergebenden Produk-
tionsausfalles. Ansprüche wegen eines darüberhinausgehenden 
Schadens durch den Produktionsausfall sind nicht versichert; 
 
4.6.3.6  weiterer Vermögensnachteile, weil die mittels der Maschi-
nen des Versicherungsnehmers mangelhaft hergestellten, be- oder 
verarbeiteten Produkte mit anderen Produkten verbunden, ver-
mischt, verarbeitet (Ziffer 4.3) oder weiterverarbeitet oder -bearbei-
tet (Ziffer 4.4), eingebaut, angebracht, verlegt oder aufgetragen 
(Ziffer 4.5) werden. Dieser Versicherungsschutz wird im Umfang 
der vorgenannten Ziffer 4.3 ff. gewährt. 
 
4.7 Prüf- und Sortierkosten; Versicherungsschutz gemäß Zif-
fer 4.3 bis 4.6 für Produkte mit Mangelverdacht (fakultativ) 
 
Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann 
durch besondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versi-
cherungsschein oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert wer-
den: 
 



 

 

 
BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG   49 

 

Besteht Versicherungsschutz nach den vorangehenden Ziffer 4.3 
ff., gilt: 
 
4.7.1 Versichert sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.7.2 und 4.7.3 genannten Schäden infolge der 
Überprüfung von Produkten der Dritten auf Mängel, wenn die Man-
gelhaftigkeit einzelner Produkte bereits festgestellt wurde und  
Aufgrund ausreichenden Stichprobenbefundes oder sonstiger  
nachweisbarer Tatsachen gleiche Mängel an gleichartigen Produk-
ten zu befürchten sind. Die Überprüfung muss der Feststellung die-
nen, welche der Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich mangel-
haft sind und bei welchen dieser Produkte die nach den Ziffer 4.3  
ff. versicherten Maßnahmen zur Mangelbeseitigung erforderlich 
sind. Produkte im Sinne dieser Regelung sind solche, die aus oder 
mit Erzeugnissen des Versicherungsnehmers hergestellt, be- oder 
verarbeitet wurden. 
4.7.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangelverdacht. Zur 
Überprüfung gehört auch ein notwendiges Vorsortieren zu überprü-
fender und Aussortieren von überprüften Produkten sowie das in-
folge der Überprüfung erforderliche Umpacken der betroffenen Pro-
dukte. 
 
4.7.3 Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung der 
Produkte mit Mangelverdacht zzgl. der nach Ziffer 4.3 ff. gedeckten 
Kosten auf Basis der festgestellten oder nach objektiven Tatsachen 
anzunehmenden Fehlerquote höher sind als die nach Ziffer 4.3 ff. 
gedeckten Kosten im Falle der tatsächlichen Mangelhaftigkeit aller 
Produkte mit Mangelverdacht, so beschränkt sich der Versiche-
rungsschutz auf die Versicherungsleistungen nach Ziffer 4.3 ff. In 
diesen Fällen oder wenn eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur 
durch Zerstörung des Produktes möglich ist, bedarf es keines 
Nachweises, dass die Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich 
Mängel aufweisen. 
 
Ist eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur nach Ausbau der Er-
zeugnisse möglich und wäre bei tatsächlicher Mangelhaftigkeit der 
Austausch dieser Erzeugnisse die notwendige Mangelbeseiti-
gungsmaßnahme nach Ziffer 4.5, so beschränkt sich der Versiche-
rungsschutz ebenfalls auf die Versicherungsleistungen nach Ziffer 
4.5. Auch in diesen Fällen bedarf es keines Nachweises, dass die 
Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel aufweisen. 
 
Sofern Ziffern 4.5.5 und 4.5.6 vereinbart sind, gilt: 
 
Entsprechendes gilt für den Fall, dass eine Feststellung der Man-
gelhaftigkeit nur nach Ausbau von Einzelteilen der Erzeugnisse 
möglich ist und bei tatsächlicher Mangelhaftigkeit der Austausch 
dieser Einzelteile die notwendige Mangelbeseitigungsmaßnahme 
nach Ziffer 4.5.5 wäre. 
 
4.7.5 Ausschließlich für die in Ziffer 4.7.2 und 4.7.3 genannten Kos-
ten besteht in Erweiterung der Ziffer 4.7.1 – und insoweit abwei-
chend von Ziffer 1.1 und 1.2 AHB - Versicherungsschutz auch 
dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulie-
ferung oder zur Beseitigung eines Mangels des Erzeugnisses des 
Versicherungsnehmers von diesem oder seinem Abnehmer aufge-
wendet werden. 
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4.8 Schäden durch mangelhafte Verpackungsmaterialien (mit 
und ohne EAN-Codierung) 
 
4.8.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Ziffer Nr. 2 genannten Vermögensschäden - im 
Sinne von Ziffer 2 AHB und in teilweiser Abänderung von Ziffer 
7 AHB - die infolge mangelhaft hergestellter oder gelieferter Verpa-
ckungsmaterialien - im weiteren Erzeugnisse genannt - entstanden 
sind. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche 
des Versicherungsnehmers als auch Verpackungsmaterialen Drit-
ter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. Die 
Zusicherung der maschinellen Lesbarkeit von EAN- und Strich- Co-
dierungen gilt nicht als vereinbarte Eigenschaft im Sinne des vor-
stehenden Absatzes, sondern als nicht versicherte Garantie gemäß 
Teil D Ziffer 6.2.1. 
 
4.8.2 Versichert sind ausschließlich Schadenersatzansprüche we-
gen 
a. einer Beschädigung oder Vernichtung von Produkten Dritter auf-
grund der Verwendung mangelhafter Erzeugnisse gemäß Ziffer Nr. 
1, soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Teil D Zif-
fer 4 besteht; 
b. umsonst aufgewandte Kosten Dritter für das Verpacken von Pro-
dukten Dritter mit Ausnahme des Entgeltes für das mangelhafte Er-
zeugnis des Versicherungsnehmers; 
c. Kosten Dritter für die Neukennzeichnung der unter Verwendung 
mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers verpackten 
Produkte Dritter; 
d. Kosten Dritter für die Benachrichtigung über die Mangelhaftigkeit 
der vom Versicherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse unter der 
Voraussetzung, dass die mit mangelhaften Erzeugnissen des Ver-
sicherungsnehmers verpackten Produkte Dritter schon von diesen 
ausgeliefert worden sind; 
e. Sortierungskosten Dritter zur Ermittlung der mit mangelhaften Er-
zeugnissen des Versicherungsnehmers verpackten Produkte Drit-
ter; 
f. Mehrkosten Dritter, die entstehen, um Angaben über Preise oder 
Angaben zum Zwecke der Lagerhaltung manuell zu verarbeiten, 
weil die auf den Erzeugnissen des Versicherungsnehmers 
vom Versicherungsnehmer aufgebrachten EAN- bzw. Strich-Codie-
rungen mangelhaft oder falsch sind; 
g. weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangener Gewinn), weil 
die Produkte Dritter aufgrund der Verwendung von mangelhaften 
Erzeugnissen des Versicherungsnehmers nicht oder nur mit einem 
Preisnachlass veräußert werden können; 
h. Kosten Dritter für den Rücktransport der mit mangelhaften Er-
zeugnissen des Versicherungsnehmers verpackten Produkte Drit-
ter sowie Kosten Dritter für den Transport der Nach- und Neuliefe-
rung von verpackten Produkten Dritter 
oder 
Kosten des Transportes nach- oder neu gelieferter mangelfreier Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers mit Ausnahme solcher an 
den Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungs-
nehmers. Sind die Kosten für den direkten Transport vom Versiche-
rungsnehmer zum Ort der Neuverpackung geringer als die Kosten 
des Transportes vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung 
des Versicherungsnehmers zum Ort der Neuverpackung, sind nur 
die Kosten des Direkttransportes versichert; 
i. Kosten Dritter, die entstehen, um die unter Verwendung mangel-
hafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers verpackten 
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Produkte Dritter umzupacken oder umzufüllen. Ansprüche wegen 
Beschädigung der verpackten Produkte Dritter beim Umpacken 
oder Umfüllen sind mitversichert; 
j. Mindererlöse, die beim Verkauf von verpackten Produkten Dritter 
entstehen, weil die auf den 
Erzeugnissen des Versicherungsnehmers vom Versicherungsneh-
mer aufgebrachten EAN- bzw. Strich-Codierungen verwechselt 
wurden; 
k. Kosten für die Vernichtung von Produkten Dritter, die unter Ver-
wendung mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers 
verpackt wurden. 
Zu Ziffer 4.8.2 c. - g. und k. gilt: 
Der Versicherer ersetzt die entstehenden Aufwendungen in dem 
Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versi-
cherungsnehmers zu dem Verkaufspreis der verpackten Produkte 
Dritter steht. 
 

  
5.1 Gewährleistungsfristverlängerung 
 
Teilweise abweichend von Ziffer 7.3 AHB besteht auch insoweit 
Versicherungsschutz nach Maßgabe der Vertragsbestimmungen, 
als eine Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers aus Haft-
pflichtrisiken aufgrund einer vertraglich vereinbarten Verlängerung 
der gesetzlichen Gewährleistungsfrist auf 3 Jahre erfolgt 
 
Sind durch Gesetz längere Gewährleistungsfirsten bestimmt, gel-
ten die gesetzlichen Vorschriften. 
 
5.2. Kaufmännische Prüf- und Rügepflicht 
 
Falls folgendes zusätzliche Risiko versichert werden soll, kann 
durch besondere Vereinbarung der Versicherungsschutz im Versi-
cherungsschein oder in seinen Nachträgen wie folgt erweitert wer-
den: 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 – die Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers wegen Personen-, Sach- und daraus ent-
standener weiterer Schäden, soweit der Versicherungsnehmer ge-
gen über seinen Abnehmern vertraglich auf die Untersuchungs- 
und Rügepflicht gemäß § 377 HGB, Art. 38, 39 UN-Kaufrecht oder 
vergleichbarer Bestimmungen verzichtet. 
 
Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versicherungsnehmer 
mit seinen Abnehmern vereinbart, 
 
– dass eine Eingangskontrolle in Form einer Sichtprüfung auf of-
fensichtliche Mängel, Transportschäden und Identität der Ware 
beim Abnehmer durchgeführt wird und 
– erkannte Mängel unverzüglich beim Versicherungsnehmer gerügt 
werden müssen 
– sowie unter der Voraussetzung, dass ein Qualitätssicherungsma-
nagement mit branchenüblichem Standard (z. B. ISO 9000 ff.) beim 
Versicherungsnehmer eingeführt und eine Ausgangskontrolle ge-
regelt ist. 
 
5.3. Verkaufs- und Lieferbedingungen 
 
Soweit zwischen dem Versicherungsnehmer und einem Anspruch-
steller die Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen des Ver-
sicherungsnehmers rechtswirksam vereinbart sind, wird sich der 

D5 Vertragliche Haf-
tung  
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Versicherer auf darin enthaltene Haftungsausschlüsse nicht beru-
fen, wenn und so weit der Versicherungsnehmer das ausdrücklich 
wünscht und er nach den gesetzlichen Bestimmungen zur Haftung 
verpflichtet ist. 
 

  
6.1 Nicht versichert sind 
 
6.1.1 Ansprüche, soweit diese nicht in Ziffer 4 ausdrücklich mitver-
sichert sind, 
 
– auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 
Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der Leistung; 
– wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung 
durchführen zu können; 
– wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 
wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
Erfolges; 
– auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung; 
– auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leis-
tung; 
– wegen anderer an die Stelle der Erfüllung treten der Ersatzleis-
tungen. 
 
Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche han-
delt. 
6.1.2 im Rahmen der Versicherung gem. Ziffer 4.3 ff. Ansprüche 
wegen Folgeschäden (z. B. Betriebsunterbrechung oder Produkti-
onsausfall), soweit diese nicht in den Ziffer 4.3 ff. ausdrücklich mit-
versichert sind. 
 
6.2 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind 
 
6.2.1 Ansprüche aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertragli-
cher Haftungserweiterungen, soweit es sich nicht um im Rahmen 
der Ziffer 4 versicherte Vereinbarungen bestimmter Eigenschaften 
von Erzeugnissen, Arbeiten und Leistungen bei Gefahrübergang 
handelt, für die der Versicherungsnehmer verschuldensunabhän-
gig im gesetzlichen Umfang einzustehen hat; 
 
6.2.2 Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, dass gelieferte Sa-
chen oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet sind (z. B. 
Schäden aus der Verletzung von Patenten, gewerblichen Schutz-
rechten, Urheberrechten, Persönlichkeitsrechten, Verstößen in 
Wettbewerb und Werbung); 
 
6.2.3 Ansprüche wegen Schäden gemäß Ziffer7.8 AHB; 
 
6.2.4 Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mit-
versicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abwei-
chen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von 
schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers 
herbeigeführt haben; 
 
6.2.5 Ansprüche aus Sachschäden und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden sowie Ansprüche aus Schäden gemäß 
Ziffer 4 durch Erzeugnisse, deren Verwendung oder Wirkung im 
Hinblick auf den konkreten Verwendungszweck nicht nach dem 
Stand der Technik oder in sonstiger Weise ausreichend erprobt 
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waren. Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den herge-
stellten oder gelieferten Erzeugnissen weder in einem Funktions-
zusammenhang stehen noch deren bestimmungsgemäßer Einwir-
kung  
unterliegen; 
 
6.2.6 Ansprüche aus 
 
– Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- 
oder Raumfahrzeugen sowie von Teilen von Luft- oder Raumfahr-
zeugen, soweit diese Teile im Zeitpunkt der Auslieferung durch 
den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersicht-
lich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen sowie den Einbau 
in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren, 
– Tätigkeiten, (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft oder Raumfahrzeugen sowie Luft- 
oder Raumfahrzeugteilen 
 
6.2.7 Ansprüche wegen Schäden gemäß Ziffer 4, und Ziffer 2.1 
AHB die von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer 
oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden 
sind oderunter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung ste-
hen, geltend gemacht werden.  
 
6.2.8 Ansprüche wegen Kosten gemäß Ziffer 4.3.1.3, 4.4.2.2, 4.5 
und – soweit vereinbart – Ziffer 4.7 sowie Ansprüche wegen Besei-
tigungs- bzw. Vernichtungskosten im Rahmen der Ziffer 4.3.2.4 und  
4.4.3.3, die im Zusammenhang mit einem Rückruf von Erzeugnis-
sen geltend gemacht werden. Erzeugnisse im Sinne dieser Rege-
lung können sowohl solche des Versicherungsnehmers als auch 
Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers 
enthalten. Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhende 
Aufforderung des Versicherungsnehmers, zuständiger Behörden 
oder sonstiger Dritter an Endverbraucher, Endverbraucher belie-
fernde Händler, Vertrags- oder sonstige Werkstätten, die Erzeug-
nisse von autorisierter Stelle auf die angegebenen Mängel prüfen, 
die gegebenenfalls festgestellten Mängel beheben oder andere na-
mentlich benannten Maßnahmen durchführen zu lassen. 
 

  
7.1 Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 4.3 ff. umfasst die Fol-
gen aller während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen 
Versicherungsfälle, die der Versicherer nicht später als drei Jahre 
nach Beendigung des Versicherungsvertrages gemeldet werden. 
Unberührt bleiben die vertraglichen Anzeigeobliegenheiten. Diese 
dreijährige Befristung des Versicherungsschutzes gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass diese Frist 
von ihm unverschuldet versäumt wurde. 
 
7.2 Für Ansprüche nach Ziffer 4.3 ff. wegen Schäden durch Erzeug-
nisse des Versicherungsnehmers, die vor Inkrafttreten dieses Ver-
sicherungsvertrages ausgeliefert wurden, besteht Versicherungs-
schutz nur bei besonderer Vereinbarung. 
 

  
8.1 Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Vertra-
ges eingetretene Schadenereignis gemäß Ziffer 1.1 AHB. Bei Ziffer 
4.5.3 und 4.7.4 ist es für den Versicherungsfall – abweichend von 
Ziffer 1.1 AHB – unerheblich, dass es sich nicht um Haftpflichtan-
sprüche handelt. 
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8.2 Der Versicherungsfall tritt ein bei: 
 
8.2.1 Ziffer 4.3 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung oder 
Verarbeitung der Erzeugnisse; 
 
8.2.2 Ziffer 4.4 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder -verarbei-
tung der Erzeugnisse; 
 
8.2.3 Ziffer 4.5 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verlegens 
oder Auftragens der Erzeugnisse; 
 
8.2.4 Ziffer 4.6.3.1 bis 4.6.3.5 im Zeitpunkt der Produktion, Be- oder 
Verarbeitung der in Ziffer 4.5 genannten Sachen; 
 
8.2.5 Ziffer 4.6.3.6 in den für Ziffer 4.3 bis 4.5 vorgenannten Zeit-
punkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die Regelung ge-
mäß Ziffer 4.6.3.6 in Zusammenhang steht; 
 
8.2.6 Ziffer 4.7 in den für Ziffer 4.3 bis 4.6 vorgenannten Zeitpunk-
ten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die in Ziffer 4.7 gere-
gelte Überprüfung in Zusammenhang steht. 
 
8.3 Serienschaden 
 
– aus der gleichen Ursache, z. B. aus dem gleichen Konstruktions-
, Produktions- oder Instruktionsfehler, es sei denn, es besteht zwi-
schen den mehreren gleichen Ursachen kein innerer Zusammen-
hang, oder 
– aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen Män-
geln behaftet sind, gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Ein-
tritt als in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser Versi-
cherungsfälle eingetreten ist. 
 
Ziffer 6.3 AHB findet keine Anwendung im Zusammenhang mit Pkt. 
8.3 Serienschaden. 
 

  
9.1 Versicherungssumme 
Der Versicherungsschutz für Personen- und Sachschäden besteht 
im Rahmen der für die Betriebshaftpflichtversicherung abgeschlos-
senen Versicherungssummen. 
 
- Siehe Versicherungsschein / Nachtrag 
 
9.1.1 Einschränkung der Versicherungssumme 
 
9.1.1.1 für Tatbestände der Ziffern 4.3 bis 4.5 innerhalb der verein-
barten allgemeinen Versicherungssumme gemäß Versicherungs-
schein/Nachtrag: 
 
• 150.000 EUR für Sach- und Vermögensschäden je Versiche-
rungsfall. 
 
9.2 Maximierung 
Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres beträgt das Doppelte der vereinbarten Summe. 
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9.3 Selbstbehalt 
9.3.1 Der Versicherungsnehmer hat sich bei jedem Versicherungs-
fall der Ziffern 4.3 bis 4.5 an den versicherten Schäden in Höhe von 
10%, mindestens 500 EUR, höchstens 2.500 EUR, selbst zu betei-
ligen. 
 
9.3.2 Im Falle eines Serienschadens im Sinne von Ziffer 8.3 beträgt 
der Selbstbehalt für alle Versicherungsfälle dieser Serie 10%, min-
destens 3.000 EUR, höchsten 10.000 EUR. 
 

  
10.1 Der Versicherungsnehmer hat 
 
• Wesentliche Erhöhungen oder Erweiterungen des Produktions- 
oder Tätigkeitsumfanges gemäß Ziffer 3.1 (2) AHB, 
• Risiken, die nach Abschluss der Versicherung neu entstehen 
(Vorsorgeversicherung gemäß den Ziffern 3.1 (3) AHB und 4 A 
Zwecks Vereinbarung neuer Beiträge und Überprüfung der Bedin-
gungen – abweichend von den Ziffern 13.1 AHB und 4.1 AHB – 
unverzügliche anzuzeigen. 
 
10.2 Kommt der Versicherungsnehmer dieser Anzeigepflicht nicht 
nach, so erhöhen sich die in Ziffer 9.3 genannten Selbstbehalte in 
Schadenfällen, die mit solchen Erhöhungen oder Erweiterungen 
oder mit neu entstandenen Risiken in Zusammenhang stehen, auf  
das Doppelte. 
 
10.3 Für die Vorsorgeversicherung gemäß den Ziffern 3.1.(3) AHB 
und 4 AHB gelten abweichend von Ziffer 4.2 AHB die für den Ver-
trag vereinbarten Versicherungssummen gemäß Versicherungs-
schein.  
Auf die Einschränkung in Ziffer 9.1.1 wird jedoch ausdrücklich hin-
gewiesen Versicherungssumme und Jahreshöchstersatzleistung 
zur Verfügung, höchstens jedoch in Höhe von 1.000.000 EUR je 
Versicherungsfall. 
 
Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den 
gemäß Teil F I Ziffer 5 versicherten Kosten 2.500 EUR selbst zu 
tragen (Selbstbeteiligung). Übersteigen die versicherten Kosten 
insgesamt nicht den Betrag der vereinbarten Selbstbeteiligung, ist 
der Versicherer trotzdem zur Prüfung der gesetzlichen Verpflich-
tung und zur Abwehr unberechtigter Ansprüche verpflichtet. 
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Teil E – Besondere Bestimmungen für das Umwelthaftpflichtrisiko (Umwelthaft-
pflicht-Basisversicherung) 
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt – siehe Versicherungs-
schein -) 
 

  
1.1 Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB  
– im Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht 
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Perso-
nen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung auf Boden, Luft 
oder Wasser (einschl. Gewässer), wenn diese Umwelteinwirkung 
nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, 
die unter Ziffer 2 fallen. 
 
Mitversichert sind gemäß Ziffer 2.1 AHB Vermögensschäden aus 
der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerich-
teten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benut-
zungsrechten oder -befugnissen. Diese werden wie Sachschäden  
behandelt. 
 
Der Ausschluss nach Ziffer 7.10 (a) AHB bleibt unberührt. 
 
1.2 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe 
bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusam-
menhang mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser 
(einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder ein-
geleitet zu sein. 
 
1.3 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht 
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe 
in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen. 
 

  
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus: 
 
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, ge-
wässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).  
 
2.1.1 Kleingebinde bzw. stationäre und mobile vom Versicherungs-
nehmer betriebene Anlagen auf seinem Betriebsgrundstücken bzw. 
auf Baustellen. 
 
2.1.2 Mitversichert ist im Rahmen dieser Umwelthaftpflicht-Basis-
versicherung, die Haftpflicht wegen Schäden, die durch bestim-
mungswidriges Auslaufen oder Austreten von Betriebsstoffen 
(Kraftstoffe, Getriebe- und Hydrauliköle, Schmierstoffe u.ä.) aus 
den in der Betriebs-Haftpflichtversicherung mitversicherten Fahr-
zeuge verursacht werden. Dieser Versicherungsschutz besteht nur 
insoweit, als die Haftpflichtgefahr aus diesen Fahrzeugen nicht an-
derweitig versichert ist. 
 
2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1  
zum Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen); 
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2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem  
Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- 
oder Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige 
Anlagen) 
 
2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder  
dem Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder 
Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemi-
sche oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, 
durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwir-
kungsrisiko); 
 
2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG- Anlagen/Pflichtversicherung); 
 
2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Teil E Ziffer 2.1 bis 
2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Teil E Ziffer 2.1 
bis 2.5 bestimmt sind  
(Umwelt- Regressrisiko). 
 

  
3.1 WHG-Anlagen 
 
Mitversichert ist – abweichend von Teil E Ziffer 2.1 – die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden durch Um-
welteinwirkung 
 
3.1.1 aus der Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in Klein-
gebinden (Fässer, Kanister, Dosen, Flaschen etc.) mit einem Ge-
samtfassungsvermögen bis 11.000 Liter/kg, je Einzelgebinde bis 
1.000 Liter/kg. Versicherungsschutz besteht nur, wenn das ge-
nannte Fassungsvermögen je Einzelgebinde und das Gesamtfas-
sungsvermögen nicht überschritten ist. Die Bestimmungen über Er-
höhungen und Erweiterungen des versicherten Risikos – Ziffer 3.1 
(2) AHB und 3.2 AHB – sowie über die Vorsorgeversicherung – Zif-
fer 3.1 (3) AHB und 4 AHB einschließlich der Versehensklausel ge-
mäß Vertragsteil A Ziffer 10. – finden keine Anwendung. 
 
3.1.2 aus der Lagerung von Kraftstoffen zur Betankung eigener 
Fahrzeuge und Maschinen mit einem Gesamtfassungsvermögen 
bis 20.000 Liter sowie aus der Lagerung von Heizöl zur Beheizung 
eigener Räume. Voraussetzung für den Versicherungsschutz bei 
unterirdischen Diesel-/Heizöltanks ist, dass der Inhaber regelmäßig 
nach den gesetzlichen Vorschriften eine Prüfung der Anlage durch 
einen hierfür von der zuständigen Erlaubnisbehörde zugelassenen 
Fachbetrieb durchführen lässt, dabei gegebenenfalls festgestellte 
Mängel unverzüglich beseitigt und dies in einem Schadensfall 
nachweisen kann. 
 
3.1.3 durch Betriebsmittel in Maschinen, maschinellen Einrichtun-
gen und Kfz, sofern diese im Rahmen der Betriebs-Haftpflichtversi-
cherung versichert sind 
3.2 Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko 
Mitversichert ist – abweichend von Teil E Ziffer 2.4 –  
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
3.2.1 aus dem Betrieb von Fettabscheidern; 
(Stand 01.12.2020) 
3.2.2 aus dem Betrieb von Benzin- und Ölabscheidern. 
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3.3 Umwelt-Regressrisiko 
Versichert ist – abweichend von Teil E Ziffer 2.6 – die  
gesetzliche Haftpflicht 
3.3.1 aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Teil E Ziffer 2.1 
bis 2.5 oder Teilen, die  
ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn  
der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. 
3.2 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles  
werden unter den in Teil E Ziffer 5. genannten Voraussetzungen 
durch den Versicherer ersetzt, im Falle von  
Ziffer 3.3.1, sofern Regressansprüche des Inhabers  
der Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können. 
Eingeschlossen sind – insoweit abweichend von Ziffer 1 AHB und 
Ziffer 7.3 AHB – auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzan-
sprüche Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Personen-, Sach- 
und daraus entstandener weiterer Schäden, wenn der Versiche-
rungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer 
über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und 
Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass 
diese bei Gefahrübergang vorhanden sind. 
 

  
4.1 Die Bestimmungen über Erhöhungen und Erweiterungen des 
versicherten Risikos – Ziffer 3.1 (2) AHB und 3.2 AHB – sowie über 
die Vorsorgeversicherung – Ziffer 3.1 (3) AHB und Ziffer 4 AHB fin-
den keine Anwendung. 
 
4.2 Für Teil E Ziffern 1.1, 2.1, 2.3, 2.4 und 2.6 gelten im  
Laufe eines Versicherungsjahres neue Risiken – abweichend hier-
von – mitversichert. 
 
Dies gilt auch für Gesamtlagermengen, Einzelgebindegrößen und 
Anlagen, die nicht im Umfang von Teil E Ziffer 3. versichert sind. 
 
Zu Beginn des Folgejahres sind diese Risiken aufzugeben und ab 
Risikoeintritt prämienpflichtig. 
 
Für Anlagen gemäß Teil E Ziffer 2.2 und 2.5 (Anhang 1 bzw. 2 des 
UmweltHG) gelten die Maßgaben nach Teil E Ziffer 4.1 unverän-
dert. 
 

  
Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – die nach-
prüfbare erste Feststellung des Personenschadens (Tod, Verlet-
zung oder Gesundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens 
(Beschädigung oder Vernichtung von Sachen) oder eines gemäß 
Teil E Ziffer 1.1 mitversicherten Vermögensschadens durch den 
Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungs-
nehmer. Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der 
Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, 
ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Scha-
dens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen 
erkennbar war. 
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6.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne, dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist, 
–  nach einer Störung des Betriebes oder 
– aufgrund behördlicher Anordnung Aufwendungen des Versiche-
rungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung ei-
nes sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder 
gemäß Teil E Ziffer 1.1 mitversicherten Vermögensschadens. Die 
Feststellung der Störung des Betriebes oder die behördliche An-
ordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei 
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 
 
6.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne 
von Teil E Ziffer 6.1 werden unter den dort genannten Vorausset-
zungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maß-
nahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Er-
satzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden. 
 
6.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet 
 
6.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung 
des Betriebs oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzu-
zeigen und alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf 
den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, 
den Schadeneintritt zu mindern und auf Verlangen des Versiche-
rers Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzulegen oder 
 
6.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 
 
6.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil E Ziffer 6.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen 
des für Aufwendungen gemäß Teil E Ziffer 6 vereinbarten Gesamt-
betrags nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendun-
gen ersetzt. 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil E Ziffer 6.3 ge-
nannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer be-
rechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 
 
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz 
etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die 
Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 
6.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu 20 % der 
vereinbarten Versicherungssumme je Störung des Betriebes oder 
behördlicher Anordnung und je Versicherungsjahr ersetzt. 
 
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, 
so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für 
den Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme ange-
rechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im  
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Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versiche-
rungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich 
gemindert hat. 
 
6.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen – auch so-
weit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Teil E Ziffer 6.1 de-
cken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Siche-
rung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken 
oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und derglei-
chen) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im 
Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen. 
 
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, 
Sach- oder gemäß Teil E Ziffer 1.1 mitversicherten Vermögens-
schadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen 
des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht 
betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertver-
besserungen sind abzuziehen. 
 

  
Nicht versicherte Tatbestände 
 
Nicht versichert sind – neben den in den AHB und im allgemeinen 
Teil geregelten Tatbeständen – 
 
7.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder ent-
standen sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, 
verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein  
Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf ei-
ner Störung des Betriebes beruhen. 
 
7.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unver-
meidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkun-
gen entstehen. 
 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis er-
bringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der 
schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenhei-
ten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht  
erkennen musste. 
 
7.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener 
Schäden. 
 
7.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte be-
antragt werden können. 
 
7.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben,  
dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungver-
hältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem 
Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren. 
 
7.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb 
von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen. 
 
7.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder 
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sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Ab-
schluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 
 
Wird Versicherungsschutz nach Teil E Ziffer 2.6 genommen, gilt 
dieser Ausschluss insoweit nicht. 
 
7.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung entstehen. 
 
7.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder je-
den Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass 
sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfü-
gungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen. 
 
7.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen 
oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder  
Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, 
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Repa-
raturen bewusst nicht ausführen. 
 
7.11 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der La-
gerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens. 
 
7.12 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nisse, andere feindselige Handlungen, Aufruhr, innere Unruhen, 
Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen 
oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für  
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte 
ausgewirkt haben. 
 
7.13 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen. 
 
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahr-
zeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines  
Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 
 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
 
Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmungen, wenn keine die-
ser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn 
das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 
 
7.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer des Luftfahrzeuges in An-
spruch genommen werden. 
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Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
– der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge be-
stimmt waren; 
 
– Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Re-
paratur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen 
sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge. 
 
 
 

  
8.1 Es besteht Versicherungsschutz im Rahmen der für das allge-
meine Betriebshaftpflichtrisiko vereinbarten Versicherungssumme. 
Diese Versicherungssumme bildet für die Umwelthaftpflichtversi-
cherung die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 
8.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die ange-
gebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versi-
cherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtigen Personen erstreckt. 
 
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle 
 
– durch dieselbe Umwelteinwirkung 
 
– durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittel-
bar auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, 
– wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, gelten unabhän-
gig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt. 
 
Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 
 
8.3 Besteht für mehrere Versicherungsfälle. 
 
– die auf derselben Ursache beruhen, 
– die auf gleichen Ursachen beruhen, zwischen denen ein innerer, 
insbesondere sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang besteht, 
Versicherungsschutz für den Versicherungsnehmer sowohl nach 
dieser Umwelthaftpflichtversicherung als auch nach der Betriebs-
Haftpflichtversicherung, so ist die Ersatzpflicht des Versicherers 
insgesamt auf die Versicherungssummen der Betriebs-Haftpflicht-
versicherung begrenzt. 
 
Für alle diese Versicherungsfälle stehen die Versicherungssum-
men maximal einmal pro Versicherungsjahr zur Verfügung. 
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Die Versicherungsfälle gelten in dem für die Betriebs-Haftpflichtver-
sicherung maßgeblichen Zeitpunkt eingetreten 
 
8.4 Übersteigen die Haftpflichtansprüche die Versicherungs-
summe, so hat der Versicherer die Prozesskosten nur im Verhältnis 
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tra-
gen, und zwar auch dann, wenn es sich um mehrere aus einem 
Schadenereignis entstehende Prozesse handelt. 
 

  
9.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kün-
digung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so be-
steht der Versicherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder 
gemäß Teil E Ziffer 1.1 mitversicherte Vermögensschäden weiter, 
die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, 
aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 
 
– Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeit-
punkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses angerech-
net. 
– Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des un-
verbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungs-
jahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet. 
 
Dies gilt entsprechend für den Fall, dass während der Laufzeit des 
Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise weg-
fällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des 
versicherten Risikos abzustellen ist. 
 
9.2 Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer seinen Betrieb 
und/oder seine Lieferung vollständig und endgültig einstellt und zu 
diesem Zeitpunkt diese Umwelthaftpflichtversicherung ebenfalls er-
lischt, gilt: 
 
Abweichend von Teil E Ziffer 9.1 endet die Nachhaftung für versi-
cherte Umweltrisiken 5 Jahre nach Ablauf dieses Vertrages. 
 
Voraussetzung für diese Erweiterung der Nachhaftung ist jedoch, 
dass 
 
– bis zur Einstellung des Betriebs die Versicherung bei der Bayeri-
schen aufrechterhalten bleibt 
und 
– der Betrieb endgültig – nicht jedoch wegen Zahlungsunfähigkeit 
– aufgelöst wird. 
 
Bei Übergang des Betriebes z. B. durch Verkauf oder Umwandlung 
verliert diese Deckungserweiterung ihre Gültigkeit. 
 
9.3 Bei Versichererwechsel besteht der Versicherungsschutz auch 
für solche Personen-, Sach- oder gemäß Teil E Ziffer 1.1 mitversi-
cherte Vermögensschäden, die während der Wirksamkeit der un-
mittelbaren Vorversicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt  
der Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festge-
stellt waren. 
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9.3.1 Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass diese 
Schäden erst nach Ablauf einer im Vorversicherungsvertrag verein-
barten, zeitlich Begrenzung dem Versicherungsnehmer bekannt 
geworden sind und über die Vorversicherung aus diesem Grund  
nicht mehr gedeckt sind (Rückwärtsversicherung). 
 
9.3.2 Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist ferner das lü-
ckenlose Bestehen der Versicherungsverträge seit dem Eintritt des 
Personen-, Sach- oder mitversicherten Vermögensschadens. 
 
9.3.3 Versicherungsschutz wird nach dem Umfang und bis zur 
Höhe der Versicherungssumme/Höchstersatzleistung des Vorver-
trages gewährt. 
 
Es gilt die Selbstbeteiligung dieses Vertrages. Sollten der Versiche-
rungsumfang und die Versicherungssumme/Höchstersatzleistung 
des Vorvertrages weitergehend sein, als die dieses Vertrages, ist 
der Versicherungsschutz auf den Umfang und die Versicherungs-
summe/Höchstersatzleistung dieses Vertrages begrenzt. 
 
9.3.4 Versicherungsfälle, die im Rahmen dieser Rückwärtsversi-
cherung reguliert werden, werden dem ersten Versicherungsjahr 
dieses Vertrages zugeordnet und auf die Versicherungs-
summe/Höchstersatzleistung des ersten Versicherungsjahres an-
gerechnet. 
 

  
10.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Teil E Ziffer 1 – abwei-
chend von Ziffer 7.9 AHB – auch im Ausland eintretende Versiche-
rungsfälle,  
 
10.1.1 die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage oder 
auf eine Tätigkeit im Inland im Sinne von Teil E Ziffer 2.1 bis 2.6 
zurückzuführen sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne von Teil E 
Ziffer 2.6 nur, wenn die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das  
Ausland bestimmt waren; 
 
10.1.2 aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen und Messen. 
 
10.2 Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Ka-
nada werden Aufwendungen des Versicherers für Kosten der ge-
richtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten 
geltend gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachver-
ständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten – abweichend von Ziffer  
6.5. AHB – als Leistungen auf die Versicherungssumme angerech-
net. 
 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche auf 
Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages. 
 
10.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.  
 
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt an als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen  
Geldinstitut angewiesen ist 
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Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt: 
 
11.1 Vorm Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprü-
che 
 
11.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
und exemplary damages; 
 
11.1.2 nach den Artikel 1792 ff und 2270 und den damit im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartigen Bestimmungen ande-
rer Länder. 
 
11.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – Abwei-
chend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versicherungs-
summe angerechnet. 
 
Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles, sowie Scha-
denermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind. 
 
11.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.  
 
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Be-
trag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen 
Geldinstitut angewiesen ist. 
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Teil F – Besondere Bestimmungen für das  
Umweltschadensrisiko  
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt – siehe Versicherungs-
schein -) 
 

I Grunddeckung 
 

 

  
1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich- rechtlichen In-
halts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltschadensgesetz 
zur Sanierung von Umweltschäden.  
 
Umweltschaden ist eine 
– Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräu-
men; 
– Schädigung der Gewässer; 
– Schädigung des Bodens. 
 
Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungs-
nehmer von einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Erstat-
tung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten der oben ge-
nannten Art in Anspruch genommen wird. Dabei kommt es nicht  
darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtlicher 
oder privatrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird. 
 
Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche 
gegen den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprüche, die auch 
ohne das Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer 
auf der EU Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender  
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten. Versicherungs-
schutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine Be-
triebs- oder Berufs-Haftpflichtversicherung oder eine Umwelt- Haft-
pflichtversicherung vereinbart werden. 
 
1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht 
 
1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des ver-
sicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in 
dieser Eigenschaft; 
 
1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie 
in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versiche-
rungsnehmer verursachen. 
 
1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch von 
folgenden nicht versicherungspflichtigen Kfz: 
 
– Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindig-
keit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren; 
– Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit; 
– selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
Höchstgeschwindigkeit. Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind 
Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem 
Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, 
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nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und ge-
eignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr be-
stimmten Art solcher Fahrzeuge gehören. 
 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen We-
gen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benut-
zen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der  
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
 

  
Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die im Versiche-
rungsschein aufgeführten Risiken und Tätigkeiten. Versicherungs-
schutz besteht für die unter Teil F I Ziffer 2.1 bis 2.8 aufgeführten 
Risikobausteine.  
 
Versichert gelten hierbei ausschließlich Anlagen, für die im Rah-
men dieses Versicherungsvertrages auch das Umwelthaftpflichtri-
siko versichert ist. 
 
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, ge-
wässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen). Aus-
genommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum 
UmweltHG aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen auf 
Gewässer sowie Schäden durch Abwässer. 
 
2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang1 zum Um-
welthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen).  
 
Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewäs-
ser sowie Schäden durch Abwässer. 
 
2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umwelt-
schutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder An-
zeigepflicht unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder Um-
weltHG-Anlagen handelt (sonstige deklarierungspflichtige Anla-
gen). 
 
Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewäs-
ser und Schäden durch Abwässer. 
 
2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen 
oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein 
Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologi-
sche Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den  
Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 
 
2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2  
zum UmweltHG (UmweltHG-Anlagen). 
 
2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Teil F I Ziffer 2.1 
bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt 
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sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der An-
lagen ist. 
 
2.7 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von Teil 
F I Ziffer 2.6 umfasst sind, nach Inverkehrbringen. 
 
2.8 sonstige Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eige-
nen oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter Teil F I Ziffer 
2.1 bis 2.7 fallen, unabhängig davon, ob diese Risikobausteine ver-
einbart wurden oder nicht. 
 

  
3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschä-
den, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallartigen, 
während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetrete-
nen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes des Versiche-
rungsnehmers oder des Dritten sind (Betriebsstörung). 
 
3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen 
von Teil F I Ziffer 2.7 Versicherungsschutz für Umweltschäden 
durch hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im 
Rahmen von Teil F I Ziffer 2.8 für Umweltschäden durch Lagerung, 
Verwendung oder anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen 
Dritter im Sinne von Teil F I Ziffer 2.7. Versicherungsschutz besteht 
in den Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der Um-
weltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instrukti-
onsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht 
kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inver-
kehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwicklungsri-
siko). 
 

  
4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen 
Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Sa-
nierungs- und Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der Be-
hörde oder einem sonstigen Dritten. 
 
Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechts-
kräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung 
und Kostentragung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versiche-
rungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 
 
Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer festge-
stellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen. 
 
4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme 
durch die Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig er-
scheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben. 
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Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfah-
ren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder Kostentragungsver-
pflichtungen gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Verfahrens- und Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das 
Verwaltungsverfahren oder den Rechtsstreit im Namen des Versi-
cherungsnehmers. 
 
4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltscha-
dens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versicherungsschutz 
fallende Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge 
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so 
trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit 
ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 
 

   
Versichert sind im Rahmen des in Teil F I Ziffer 4.1 geregelten Leis-
tungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich notwendiger 
Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungs-
verfahrens und Gerichtskosten 
 
5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürli-
chen Lebensräumen oder Gewässern: 
 
5.1.1 die Kosten für die „primäre Sanierung“, d. h. für Sanierungs-
maßnahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen 
und/oder beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den 
Ausgangszustand zurückversetzen; 
 
5.1.2 die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, d. h. für Sanie-
rungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen 
und/oder Funktionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden 
soll, dass die primäre Sanierung nicht zu einer vollständigen Wie-
derherstellung der geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder 
Funktionen führt; 
 
5.1.3 die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, d.h. für die Tätig-
keiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Res-
sourcen und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens 
des Schadens bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre 
Sanierung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche 
Verluste“ sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die 
geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen ihre 
ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere natürliche 
Ressourcen nicht erfüllen können, solange die Maßnahmen der pri-
mären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht entfal-
tet haben. 
 
Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden auf max. 500.000 
EUR begrenzt. 
 
5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: die Kosten 
für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest sicherstellen, 
dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, einge-
dämmt oder vermindert werden, so dass der geschädigte Boden 
unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung ge-
gebenen gegenwärtigen oder zugelassenen zukünftigen Nutzung 
kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen 
Gesundheit mehr darstellt. 
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5.3 Die unter Teil F I Ziffer 5.1 und Ziffer 5.2 genannten Kosten für 
Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers 
gemäß Teil F I Ziffer 10.1 oder am Grundwasser gemäß Teil F I 
Ziffer 10.2 eintreten, sind nur nach besonderer Vereinbarung versi-
chert. 
 

  
6.1 Für Risiken von Teil F I Ziffer 2.2 und 2.5 besteht kein Versi-
cherungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versiche-
rungsschutz umfasst, aber mengenmäßige Veränderungen von 
Stoffen innerhalb der unter Teil F I Ziffer 2.1 bis 2.5 versicherten 
Risiken. 
 
6.2 Für Risiken gemäß Teil F I Ziffer 2.1, 2.3, 2.4, 2.6 und 2.8 um-
fasst der Versicherungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen 
der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen 
Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch 
von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungs-
pflicht unterliegen. 
 
6.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvor-
schriften auf der Grundlage der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) handelt und diese nicht Vorschriften zur Versiche-
rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben. Der 
Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen 
von Ziffer 21 AHB kündigen. 
 

  
7.1 Für Risiken gemäß Teil F I Ziffer 2.2 und 2.5, die nach Ab-
schluss des Versicherungsvertrages neu entstehen, bedarf der 
Versicherungsschutz besonderer Vereinbarung. 
 
7.2 Für Risiken gemäß Teil F I Ziffer 2.1, 2.3, 2.4, 2.6,2.7 und 2.8, 
die nach Abschluss des Vertrages neu entstehen, besteht Versi-
cherungsschutz im Rahmen des Vertrages sofort bis zur Höhe ge-
mäß Teil F I Ziffer 7.2.3. 
 
7.2.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung 
des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzu-
zeigen.  
 
Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 
 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem 
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht 
verstrichen war. 
 
7.2.2 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen an-
gemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die 
Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Ein-
gang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz 
für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
 
7.2.3 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Ent-
stehung bis zur Einigung im Sinn von Teil F I Ziffer 7.2.2 im Rahmen 
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der gemäß Teil F I Ziffer 11.1 vereinbarten Versicherungssumme 
auf bis zu 50% dieser Summe begrenzt. 
 
7.2.4 Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß Teil F I 
Ziffer 7.2 gilt nicht für Risiken 
– aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, 
Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen; 
 
– aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
– die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterlie-
gen; 
– die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen 
von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind. 
 

  
Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des Um-
weltschadens durch den Versicherungsnehmer, die zuständige Be-
hörde oder einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein.  
 
Hierbei kommt es nichtdarauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits 
Ursache oder Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur Vor-
nahme von Sanierungsmaßnahmen erkennbar war. 
 

  
9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist, 
 
– für die Versicherung nach den Risikobausteinen Teil F I Ziffern 
2.1 bis 2.5 nach einer Betriebsstörung; 
– für die Versicherung nach Risikobaustein Teil F I Ziffer 2.6 nach 
einer Betriebsstörung bei Dritten; 
– für die Versicherung nach Risikobaustein Teil F I Ziffer 2.7 nach 
einer Betriebsstörung bei Dritten 
– in den Fällen von Teil F I Ziffer 3.2 auch ohne Vorliegen einer 
Betriebsstörung nach behördlicher Anordnung; 
– für die Versicherung nach Risikobaustein Teil F I Ziffer 2.8 nach 
einer Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Dritten – in 
den Fällen von Teil F I Ziffer 3.2 auch ohne Vorliegen einer Be-
triebsstörung nach behördlicher Anordnung; Aufwendungen des 
Versicherungsnehmers – oder soweit versichert des Dritten gemäß 
Spiegelstrich 2 bis 4 – für Maßnahmen zur Abwendung oder Min-
derung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. 
Die Feststellung der Betriebsstörung oder die behördliche Anord-
nung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei 
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 
 
9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördli-
chen Anordnungen im Sinne von Teil F I Ziffer 9.1 werden unter 
den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache 
übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsneh-
mer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausge-
führt werden. 
 
9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,9.3.1 dem Versiche-
rer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebes oder 
eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und alles zu 
tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu be-
grenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den 
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Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu min-
dern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch 
gegen behördliche Anordnungen einzulegen 
 
oder 
 
9.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 
9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil F I Ziffer 9.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen 
des für Aufwendungen gemäß Teil F I Ziffer 9.5 vereinbarten Ge-
samtbetrages nur die notwendigen und objektiv geeigneten Auf-
wendungen ersetzt. 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil F I Ziffer 9.3 ge-
nannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer be-
rechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 
 
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz 
etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die 
Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 
9.5 Für Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden 
im Rahmen, der gemäß Teil F I Ziffer 11.1 vereinbarten Versiche-
rungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung je Störung des 
Betriebes oder behördlicher Anordnung bis zu 25% von dieser 
Summe ersetzt. 
 
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem Schaden, 
so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für 
den Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme ange-
rechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im  
Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versiche-
rungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich 
gemindert hat. 
 
9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen – auch so-
weit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Teil F I Ziffer 9.1 de-
cken – zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sa-
nierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen 
(auch gemietete, gepachtete, geleaste und dergleichen) des Versi-
cherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder 
Besitz des Versicherungsnehmers standen, auch für solche, die 
der Versicherungsnehmer hergestellt oder geliefert hat. 
 
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Min-
derung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten Um-
weltschadens, falls nicht betroffene Betriebseinrichtungen, Grund-
stücke oder Sachen des Versicherungsnehmers beeinträchtigt  
werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuzie-
hen. 
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 Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt: 
Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, 
unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nachteilige Aus-
wirkungen auf den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen 
Lebensräumen oder Gewässer haben oder eine Gefahr für die 
menschliche Gesundheit darstellen, 
 
10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des 
Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, 
gepachtet, geliehen sind oder durch verbotene Eigenmacht er-
langt wurden. 
Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche geschützte 
Arten oder natürliche Lebensräume handelt. 
 
10.2 am Grundwasser. 
 
10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers 
oder seines Fließverhaltens. 
 
10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten 
sind. 
 
10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer 
nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt 
oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert 
waren. 
 
10.6 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Um-
gang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ab-
laufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in 
den Boden, in ein Gewässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt 
nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen. 
 
10.7 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder 
in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen. 
 
10.8 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freiset-
zung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflan-
zenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei 
denn, dass diese Stoffe durch plötzliche und unfallartige Ereig-
nisse bestimmungswidrig und unbeabsichtigt in die Umwelt gelan-
gen, diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt 
werden oder in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz 
des Versicherungsnehmers stehen. 
 
10.9 Die auf Asbest, asbesthaltigen Substanzen oder Erzeugnisse 
zurückzuführen sind. 
 
10.10 die zurückzuführen sind auf 
10.10.1 gentechnische Arbeiten 
10.10.2 gentechnisch veränderte Organismen (GVO) 
10.10.3 Erzeugnisse, die 
– Bestandteile aus GVO enthalten 
– aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 
 
10.11 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Ent-
sorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche Ge-
nehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration 
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oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang dafür be-
hördlich genehmigt ist. 
 
10.12 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb einer Rekultivierungs-
maßnahme, von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung 
von Abfällen und sonstigen Deponien. 
 
10.13 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahr-
zeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. Besteht nach 
diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsneh-
mer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das 
auch für alle anderen Versicherten. Eine Tätigkeit der in Absatz 1 
und Absatz. 2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraft-
fahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im 
Sinne dieser Bestimmungen, wenn keine dieser Personen Halter 
oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. Falls im Rahmen und Umfang dieses 
Vertrages eine abweichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser 
Ausschluss insoweit nicht. 
 
10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in An-
spruch genommen werden. Besteht nach diesen Bestimmungen 
für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicher-
ten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. 
Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden 
durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus 
– der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren; 
– Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luftoder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen. 
 
10.15 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) 
richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst 
von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer 
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die 
dem Umweltschutz dienen, abweichen. 
 
10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) 
richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es be-
wusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem 
Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsan-
weisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen 
oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen be-
wusst nicht ausführen. 
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10.17 durch Bergbaubetrieb im Sinne des Bundesberggesetzes 
(BBergG). 
 
10.18 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseli-
gen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illega-
lem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen 
von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch hö-
here Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt 
haben. 
 
10.19 soweit sich die Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 
haben. 
 
10.20 Soweit sich diese Pflichten und Ansprüche gegen die Per-
sonen richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass 
sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 
 
10.21 soweit diese Pflichten und Ansprüche auf Grund vertragli-
cher Vereinbarungen oder Zusagen über die gesetzlichen Ver-
pflichtungen des Versicherungsnehmers hinausgehen. 
 
10.22 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehö-
renden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden 
sind. Es besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gehandelt hat. 
 
10.23 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen. 
 

  
11.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen der für das  
allgemeine Betriebshaftpflichtrisiko vereinbarten Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
höchstens jedoch in Höhe von 3.000.000 EUR je Versicherungsfall. 
Diese Versicherungssumme bildet für die Umweltschadensversi-
cherung die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 
11.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die an-
gegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Ver-
sicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungs- oder ersatzpflichtigen Perso-
nen erstreckt. Sämtliche Kosten gemäß Teil F I Ziffer 5. werden auf 
die Versicherungssumme angerechnet. 
 
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle 
 
– durch dieselbe Einwirkung auf die Umwelt, 
– mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwir-
kungen auf die Umwelt, 
– mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Ein-
wirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen den gleichen Ursachen 
ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang 
besteht, oder 
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– die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln gilt unab-
hängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, 
der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetre-
ten gilt. 
 
11.3 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines An-
spruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Ver-
halten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für 
den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Kosten 
gemäß Teil F I Ziffer 5. und Zinsen nicht aufzukommen. 
 

  
12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kün-
digung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so be-
steht der Versicherungsschutz für solche Umweltschäden weiter, 
die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, 
aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 
 
– Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeit-
punkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses angerech-
net. 
– Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des un-
verbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungs-
jahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet. 
 
Dies gilt entsprechend für den Fall, dass während der Laufzeit des 
Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise weg-
fällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des 
versicherten Risikos abzustellen ist. 
 
• Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer seinen Betrieb 
und/oder seine Lieferung vollständig und endgültig einstellt und zu 
diesem Zeitpunkt die Umweltschadensversicherung ebenfalls er-
lischt, gilt: 
 
Abweichend von Teil F I Ziffer 12.1 endet die Nachhaftung für ver-
sicherte Umweltschäden 5 Jahre nach Ablauf dieses Vertrages. 
Voraussetzung für diese Erweiterung der Nachhaftung ist jedoch, 
dass 
 
– bis zur Einstellung des Betriebs die Versicherung bei der Bayeri-
schen aufrechterhalten bleibt und  
– der Betrieb endgültig – nicht jedoch wegen Zahlungsunfähigkeit 
– aufgelöst wird. 
 
Bei Übergang des Betriebs z. B. durch Verkauf oder Umwandlung 
verliert diese Deckungserweiterung ihre Gültigkeit. 
 
• Bei Versichererwechsel besteht der Versicherungsschutz auch für 
solche Umweltschäden, die während der Wirksamkeit der unmittel-
baren Vorversicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt 
waren. 
 
12.1.1 Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass diese 
erst nach Ablauf der im Vorversicherungsvertrag vereinbarten 
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Nachhaftungsfrist festgestellt wurden und über die Vorversicherung 
aus diesem Grund nicht mehr gedeckt sind (Rückwärtsversiche-
rung). 
 
12.1.2 Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist ferner das 
lückenlose Bestehen der Versicherungsverträge seit dem Eintritt 
des Umweltschadens. 
 
12.1.3 Versicherungsschutz wird nach dem Umfang und bis zur 
Höhe der Versicherungssumme/Höchstersatzleistung des Vorver-
trages gewährt. Es gilt die Selbstbeteiligung dieses Vertrages. 
Sollte der Versicherungsumfang und die Versicherungssumme/ 
Höchstersatzleistung des Vorvertrages weitergehend sein, als die 
dieses Vertrages, ist der Versicherungsschutz auf den Umfang und 
die Versicherungssumme/Höchstersatzleistung dieses Vertrages 
begrenzt. 
 
12.1.4 Versicherungsfälle, die im Rahmen dieser Rückwärtsversi-
cherung reguliert werden, werden dem ersten Versicherungsjahr 
dieses Vertrages zugeordnet und auf die Versicherungs-
summe/Höchstersatzleistung des ersten Versicherungsjahres an-
gerechnet. 
 

   
13.1 Versichert sind abweichend von Ziffer 7.9 AHB 
 
– im Umfang dieses Versicherungsvertrages, 
– im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG), 
– auf Grundlage nationaler Umsetzungsgesetze, 
– jedoch nicht über den Umfang der vorgenannten EU- Richtlinie 
hinaus, eintretende Versicherungsfälle, die zurückzuführen sind auf 
– den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder eine Tätigkeit 
im Inland im Sinne von Teil F I Ziffern 2.1 bis 2.8. Dies gilt für Tä-
tigkeiten im Sinne von Teil F I Ziffern 2.6 und 2.7 nur, wenn die 
Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse nicht ersichtlich für das Aus-
land bestimmt waren; 
– Geschäftsreisen oder die Teilnahme an Ausstellungen und Mes-
sen, wenn der Versicherungsschutz gemäß Teil F I Ziffer 2.8 ver-
einbart wurde; 
– die Planung, Herstellung, Lieferung von Anlagen oder Teilen im 
Sinne von Teil F I Ziffer 2.6 oder Erzeugnissen im Sinne von Teil F 
I Ziffer 2.7, auch wenn diese für das Ausland bestimmt waren; 
– die Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung oder sonstige 
Tätigkeiten gemäß Teil F I Ziffer 2.6, auch wenn diese im Ausland 
erfolgen; 
– die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung oder 
sonstige Tätigkeiten gemäß Teil F I Ziffer 2.8, auch wenn diese im 
Ausland erfolgen. 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch, sofern im Ausland lan-
desrechtliche Bestimmungen eine Versicherungspflicht auf Grund-
lage der EU- Umwelthaftungsrichtlinie vorsehen. 
 
13.2 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für im Aus-
land belegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- 
oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dergleichen. 
 
13.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des 
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Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag 
bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldin-
stitut angewiesen ist. 
 

  
Abweichend von Ziffer 25 AHB gilt: 
 
14.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzeigen, auch 
wenn noch keine Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche er-
hoben wurden. 
 
14.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer 
jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über: 
 
– seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Infor-
mation an die zuständige Behörde, 
– behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung 
oder Sanierung eines Umweltschadens gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer, 
– die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten ent-
standenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder Sa-
nierung eines Umweltschadens, 
– den Erlass eines Mahnbescheids, 
– eine gerichtliche Streitverkündung, 
– die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder ge-
richtlichen Verfahrens. 
 
14.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Ab-
wendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind zu befolgen, soweit es für den Versicherungs-
nehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Um-
stände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des 
Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angefor-
derten Schriftstücke übersandt werden. 
  
14.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umwelt-
schäden sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustimmen. 
 
14.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im 
Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versicherungsneh-
mer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 
 
14.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen  
Verfahren wegen eines Umweltschadens hat der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer die Führung des Verfahrens zu überlas-
sen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens beauftragt der Versiche-
rer einen Rechtsanwalt im Namen des Versicherungsnehmers. Der  
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie 
alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unter-
lagen zur Verfügung stellen. 
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II Zusatzbaustein 1 
 

 
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein ge-
nannt – siehe Versicherungsschein -) 

  
1.1 Zusatzbaustein ohne Grundwasser 

 
Abweichend von Teil F I Ziffer 10.1 besteht im Rahmen und Umfang 
dieses Vertrages Versicherungsschutz auch für Pflichten oder An-
sprüche wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
– an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, die sich 
auf Grundstücken einschließlich Gewässern befinden, die im Ei-
gentum des Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm 
gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren. 
 
– an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers steht, 
stand oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen ist 
oder war, soweit von diesem Boden Gefahren für die menschliche 
Gesundheit ausgehen. 
 
Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche für Schäden 
an diesen Böden kann Versicherungsschutz gesondert vereinbart 
werden. 
 
– an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im Eigentum des 
Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, ge-
least, gepachtet oder geliehen sind oder waren. 
 
Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Gewässer 
handelt, die vom Versicherungsnehmer gemietet, geleast, gepach-
tet oder geliehen sind oder waren, findet Teil F I Ziffer 1.1 letzter 
Absatz dann keine Anwendung, wenn der Versicherungsnehmer  
von einer Behörde in Anspruch genommen wird. Das Gleiche gilt, 
wenn er von einem sonstigen Dritten auf Erstattung der diesem auf 
Grundlage des Umweltschadensgesetzes entstandenen Kosten 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen  
Inhalts in Anspruch genommen wird. 
 
Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf die im 
Versicherungsschein deklarierte Grundstücke. 
 
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des 
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht 
abweichend von Teil F I Ziffer 6. und Teil F I Ziffer 7. kein Versiche-
rungsschutz. 
  
1.2 Zusatzbaustein mit Grundwasser 

 
Es besteht Versicherungsschutz für Pflichten oder Ansprüche we-
gen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz am Grund-
wasser. 
 

 
 

 
Die in Teil F I Ziffer 10 genannten Ausschlüsse finden auch für die-
sen Zusatzbaustein Anwendung. Falls im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
gilt: 
 
Nicht versichert sind: 
 

Zusatzbaustein 1   
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2.1 Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge eines auf 
Grundstücken, die im Eigentum des Versicherungsnehmers ste-
hen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder gelie-
hen sind oder waren, eingetretenen Brandes, Blitzschlages, einer 
Explosion, eines Anpralls oder Absturzes eines Flugkörpers, seiner 
Teile oder seiner Ladung. Dies umfasst auch die Untersuchung 
oder den Austausch von Erdreich, ebenso den Transport von Erd-
reich in eine Deponie und die Ablagerung oder Vernichtung von 
Erdreich. 
 
Versicherungsschutz für derartige Kosten kann ausschließlich über 
eine entsprechende Sach-/Feuerversicherung vereinbart werden. 
 
2.2 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die von unterirdi-
schen Abwasseranlagen ausgehen. 
 
2.3 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz be-
anspruchen kann. 
 
 
Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatzleistung ste-
hen im Rahmen der gemäß Teil F I Ziffer 11.1 vereinbarten Versi-
cherungssumme und Jahreshöchstersatzleistung zur Verfügung, 
höchstens jedoch in Höhe von 1.000.000 EUR je Versicherungsfall. 
 
Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den 
gemäß Teil F I Ziffer 5 versicherten Kosten 2.500 EUR selbst zu 
tragen (Selbstbeteiligung). Übersteigen die versicherten Kosten 
insgesamt nicht den Betrag der vereinbarten Selbstbeteiligung, ist 
der Versicherer trotzdem zur Prüfung der gesetzlichen Verpflich-
tung und zur Abwehr unberechtigter Ansprüche verpflichtet. 
 

 
III Zusatzbaustein 2 
 

 
(sofern besonders vereinbart und im Versicherungsschein ge-
nannt – siehe Versicherungsschein -) 

 
1. Abweichend von Teil F I Ziffer 10.1 und über den Umfang des 
Zusatzbausteins 1 der Ziffer II hinaus besteht im Rahmen und 
Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz für weitergehende 
Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des Bodens wegen 
schädlicher Bodenveränderungen gemäß Bundesbodenschutzge-
setz, wenn der Versicherungsnehmer Eigentümer, Mieter, Lea-
singnehmer, Pächter oder Entleiher des Bodens und Verursacher 
des Schadens ist oder war. 
 
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für solche schädli-
chen Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge einer plötzli-
chen und unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versiche-
rungsvertrages eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen 
Betriebes des Versicherungsnehmers sind. Teil F I Ziffer 3.2 findet 
keine Anwendung, 
 
Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, Pächter 
oder Entleiher des Bodens ist oder war, findet Teil F I Ziffer 1.1 
letzter Absatz keine Anwendung. 

Zusatzbaustein 2   
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Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf die im 
Versicherungsschein deklarierten Grundstücke. 
 
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des 
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht 
abweichend von Teil F I Ziffer 6 und Teil F I Ziffer 7 kein Versiche-
rungsschutz. 
 
Die gesetzlichen Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes 
zur Gefahrerhöhung bleiben unberührt. 
 
2. Versicherte Kosten 
 
In Ergänzung zu Teil F I Ziffer 5.2 sind die dort genannten Kosten 
für die Sanierung von Schädigungen des Bodens auch dann mit-
versichert, soweit von diesem Boden keine Gefahren für die 
menschliche Gesundheit ausgehen. 
 
Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der Versiche-
rungsnehmer nach einer Betriebsstörung 
- aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste oder 
- diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer aufgewen-
det wurden. 
 
3. Nicht versicherte Tatbestände 
 
3.1. Nicht versichert sind Kosten i. S. v. Teil F Ziffer 2, soweit die 
Schädigung des Bodens des Versicherungsnehmers 
Folge einer Betriebsstörung beim Dritten ist. 
 
3.2. Die in Teil F I und Teil F II genannten Ausschlüsse finden 
auch für diesen Zusatzbaustein Anwendung. 
 
4. Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbehalt 
 
Versicherungsschutz besteht im Rahmen der unter Teil F II (Zu-
satzbaustein 1) vereinbarten Versicherungssumme und der dort 
vereinbarten Selbstbeteiligung. 
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Teil G – Besondere Bedingungen für das Risiko von Ansprüchen aus Benach-
teiligungen  
(AGG Benachteiligungen) 
Stand Februar 2014 
 
Hinweis: Dieser Versicherungsschutz basiert auf dem Anspruchserhebungsprinzip (Claims-made-Prinzip): Als Versicherungsfall 
gilt die erstmalige Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen eine versicherte Person während der Dauer des Versi-
cherungsvertrages (siehe auch Teil G Ziffer 2). Kosten (siehe Teil G Ziffer 4.3) werden auf die Versicherungssumme angerechnet 

 

  
1.1 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den mit-
versicherten Personen – abweichend von Ziffer 7.17 AHB – Versi-
cherungsschutz für den Fall, dass der Versicherungsnehmer oder 
mitversicherte Personen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen einer Verletzung einer 
Vorschrift zum Schutz vor Benachteiligung, insbesondere aus dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, aus den folgend genann-
ten Gründen für einen Personen-, Sach- oder Vermögensschaden 
in Anspruch genommen werden. Vom Versicherungsschutz um-
fasst sind Ansprüche auf Ersatz immaterieller Schäden wie z.B. aus 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 und § 21 Abs. 2 Satz 3 AGG. 
 
Gründe für eine Benachteiligung sind insbesondere 
– die Rasse 
– die ethnische Herkunft 
– das Geschlecht 
– die Religion 
– die Weltanschauung 
– eine Behinderung 
– das Alter 
– die sexuelle Identität. 
 
Versichert sind darüber hinaus auch sonstige Benachteiligungen. 
 
1.2 Mitversicherte Personen sind ehemalige, gegenwärtige und 
künftige 

 
– gesetzliche Vertreter, 
– Mitglieder des Aufsichtsrats, Verwaltungsrats oder Beirats, 
– leitende Angestellte, 
– Arbeitnehmer/-innen sowie diesen gleichgestellten Personen (z. 
B. Leiharbeits- oder Zeitarbeitskräfte) des Versicherungsnehmers 
(siehe insoweit auch Teil G Ziffer 1.4). 
 
1.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Tochtergesell-
schaften des Versicherungsnehmers, soweit sie ihren Firmensitz in 
einem Staat der EU haben. 
 
Kein Versicherungsschutz besteht für Tochtergesellschaften, die 
ihren Sitz in einem Staat mit Geltung des Common Law haben, ins-
besondere in Großbritannien und Irland. 
 
Tochtergesellschaften im Sinne dieses Vertrages sind Unterneh-
men im Sinn der §§ 290 Absatz 1, Absatz 2,271 Absatz 1 HGB, bei 
denen dem Versicherungsnehmer die Leitung oder Kontrolle direkt 
oder indirekt zusteht, entweder durch 
 
– die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder – das 
Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Aufsichts-, des Verwaltungs-
rats oder eines sonstigen Leitungsorgans zu bestellen oder abzu-
berufen und sie gleichzeitig Gesellschafter ist oder 
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– das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund eines mit 
diesem Unternehmen geschlossenen Beherrschungsvertrages 
oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses Unternehmens 
auszuüben. 
 
Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu hinzukommende 
Tochtergesellschaften erstreckt, umfasst dieser nur solche Be-
nachteiligungen, die nach dem Vollzug des Erwerbes begangen 
worden sind. 
 
1,4 Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungsschutz 
ausschließlich im Rahmen der betrieblichen und beruflichen Tätig-
keit. 
 
Für die mitversicherten Personen besteht Versicherungsschutz 
ausschließlich im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit für den Ver-
sicherungsnehmer. 
 

   
Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – die erst-
malige Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen den 
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person während 
der Dauer des Versicherungsvertrages. Ein Haftpflichtanspruch 
gilt als geltend gemacht, wenn gegen den Versicherungsnehmer 
oder eine mitversicherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben 
wird oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer oder einer mitver-
sicherten Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen den Ver-
sicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person zu haben. 
 

  
3.1 Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung 
 
Die Anspruchserhebung sowie die der Benachteiligung zugrunde 
liegende Pflichtverletzung müssen während der Wirksamkeit der 
Versicherung erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung durch fahrläs-
sige Unterlassung verursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag 
begangen, an welchem die versäumte Handlung spätestens hätte 
vorgenommen werden müssen, um den Eintritt des Schadens ab-
zuwenden. 
 
3.2  Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachteili-
gungen 
 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf solche Pflichtver-
letzungen, die zu einer Benachteiligung Teil G - Besondere Bedin-
gungen für das Risiko von Ansprüchen aus Benachteiligungen füh-
ren und maximal 2 Jahre vor Beginn des Versicherungsvertrages 
begangen worden sind. Dies gilt jedoch nicht für solche Pflichtver-
letzungen, welche der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte 
Person oder eine Tochtergesellschaft bei Abschluss dieses Versi-
cherungsvertrages kannte. Als bekannt gilt eine Pflichtverletzung, 
wenn sie von dem Versicherungsnehmer, einer mitversicherten 
Person oder Tochtergesellschaft als – wenn auch nur möglicher-
weise – objektiv fehlsam erkannt oder ihnen, wenn auch nur be-
dingt, als fehlsam bezeichnet worden ist, auch wenn Schadener-
satzansprüche weder erhoben noch angedroht noch befürchtet 
worden sind. 
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3.3 Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nach Vertrags-
beendigung 
 
Der Versicherungsschutz umfasst auch solche Anspruchserhebun-
gen, die auf Benachteiligungen beruhen, die bis zur Beendigung 
des Versicherungsvertrages begangen und innerhalb eines Zeit-
raums von 3 Jahren nach Beendigung des Versicherungsvertrages 
erhoben und dem Versicherer gemeldet worden sind. 
 
Die automatische Nachmeldefrist gilt nicht für den Fall eines An-
trags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
des Versicherungsnehmers sowie in den Fällen, in denen der Ver-
sicherungsvertrag wegen Zahlungsverzug beendet worden ist. Das 
Gleiche gilt, wenn nach Beendigung dieses Vertrages anderweitig 
Versicherungsschutz für Ansprüche aus Benachteiligungen abge-
schlossen wird. 
 
Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmeldefrist im 
Rahmen und nach Maßgabe der bei Ablauf des letzten Versiche-
rungsjahres geltenden Vertragsbestimmungen, und zwar in Höhe 
des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des letzten  
Versicherungsjahres. 
 
3.4 Meldung von Umständen (Notice of CircumstanceRege-
lung) 
 
Der Versicherungsnehmer und die versicherten Personen haben 
die Möglichkeit, dem Versicherer während der Laufzeit des Vertra-
ges konkrete Umstände zu melden, die eine Inanspruchnahme des 
Versicherungsnehmers und/oder der versicherten Personen hinrei-
chend wahrscheinlich erscheinen lassen. 
 
Kündigt der Versicherer das Versicherungsverhältnis, kann zudem 
eine Meldung solcher Umstände innerhalb einer Frist von 30 Tagen 
nach Beendigung des Vertrages erfolgen. Die Meldung von Um-
ständen innerhalb dieser Frist von 30 Tagen nach Beendigung 
des Vertrages ist jedoch nicht möglich, wenn der Versicherungs-
vertrag aufgrund Zahlungsverzugs beendet worden ist. 
 
Im Fall einer tatsächlichen späteren Inanspruchnahme, die auf-
grund eines gemeldeten Umstandes spätestens innerhalb einer 
Frist von 3 Jahren erfolgen muss, gilt die Inanspruchnahme als zu 
dem Zeitpunkt  der Meldung der Umstände erfolgt. 
 
3.5 Insolvenz 
 
Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Versiche-
rungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz umfassten 
Tochtergesellschaft erstreckt sich die Deckung für das betroffene 
Unternehmen und die mitversicherten Personen des betroffenen 
Unternehmens nur auf Haftpflichtansprüche infolge von Benachtei-
ligungen, welche bis zum Zeitpunkt der Beantragung des Insol-
venzverfahrens begangen worden sind. 
 

  
Der Versicherungsschutz umfasst sowohl die gerichtliche und au-
ßergerichtliche Abwehr unbegründeter Ansprüche als auch die Be-
friedigung begründeter Schadenersatzansprüche. 
 
 

G4 Versicherungsum-
fang 
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Ergänzend zu Ziffer 5 AHB gelten die nachfolgenden Regelungen: 
 
4.1 Wird gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte 
Person ein Widerrufsverlangen oder ein Anspruch auf Unterlas-
sung schriftlich geltend gemacht, besteht auch hierfür Versiche-
rungsschutz. 
 
4.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich ferner auf Verwaltungs-
verfahren vor der Antidiskriminierungsstelle des Bundes gemäß §§ 
25 ff. Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG); 
 
4.3 Abweichend von Ziffer 6.5 AHB werden Aufwendungen des 
Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen 
Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten Ansprüche (ins-
besondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten) auf die Versicherungssumme angerechnet. 
 
4.4 Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gelten – 
abweichend von Ziffer 6.3 AHB – mehrere während der Wirksam-
keit des Versicherungsvertrages geltend gemachte Ansprüche ei-
nes oder mehrerer Anspruchsteller – aufgrund einer zu einer Be-
nachteiligung führenden Pflichtverletzung, welche durch den Versi-
cherungsnehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte Per-
sonen begangen wurde, 
 
– aufgrund mehrerer zu einer Benachteiligung führenden Pflichtver-
letzungen, welche durch den Versicherungsnehmer und/oder eine 
oder mehrere mitversicherte Personen begangen wurden, sofern 
diese Pflichtverletzung demselben Sachverhalt zuzuordnen sind 
und miteinander in rechtlichem, wirtschaftlichem oder zeitlichem 
Zusammenhang stehen, als ein Versicherungsfall. 
 
Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt der Gel-
tendmachung der einzelnen Haftpflichtansprüche als in dem Zeit-
punkt eingetreten, in dem der erste Haftpflichtanspruch geltend ge-
macht wurde. Liegt die erste Benachteiligung zeitlich vor Beginn 
des Versicherungsvertrages, so gelten alle Benachteiligungen die-
ser Serie als nicht versichert. 
 
4.5 Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
an dem Verhalten des Versicherungsnehmers oder einer mitversi-
cherten Person scheitert oder falls der Versicherer seinen vertrags-
gemäßen Anteil zur Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung 
stellt, so hat der Versicherer für den von der Weigerung bzw. der 
Zurverfügungstellung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsa-
che, an Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 
 

  
Abweichend von Ziffer 7 AHB sind nicht versichert Haftpflichtan-
sprüche 
 
5.1 gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitversicherten 
Personen, soweit sie den Schaden vorsätzlich oder durch wissent-
liches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, Vollmacht 
oder Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung 
herbeigeführt haben; dem Versicherungsnehmer und/oder den mit-
versicherten Personen werden die Handlungen oder Unterlassun-
gen nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen begangen worden sind; 
 

G5 Ausschlüsse 
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5.2 die von den mitversicherten Personen im Sinn von Teil G Ziffer 
1.2 Spiegelstrich 1 und 2 geltend gemacht  werden. Ansprüche des 
Versicherungsnehmers selbst oder seiner Angehörigen gegen die 
mitversicherten Personen sind von der Versicherung ausgeschlos-
sen; 
 
5.3 welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend gemacht 
werden – dies gilt auch im Falle der Vollstreckung von Urteilen, die 
außerhalb Deutschlands gefällt wurden – und Haftpflichtansprüche 
wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts ausländischer 
Staaten; 
 
Dieser Ausschluss gilt nicht für die Staaten der Europäischen 
Union, außer es handelt sich um Staaten mit Geltung des Common 
Law (z. B. Großbritannien, Irland). Vom Versicherungsschutz aus-
geschlossen bleiben jedoch Ansprüche, die auf der Grundlage des  
Common Law geltend gemacht werden. 
 
5.4 jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im Zusam-
menhang mit Streitgenossenschaften, Verbandsklagen oder die z. 
B. von Gewerkschaften oder Betriebsräten erhoben werden; 
 
5.5 im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen In-
teressen aus dem kollektiven Arbeits- oder Dienstrecht; ausge-
schlossen sind auch Ansprüche im Zusammenhang mit Arbeits-
kampfmaßnahmen (z. B. Aussperrung, Streik); 
 
5.6  auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Strafcharakter 
(z. B. punitive oder exemplary damages); hierunter fallen auch Stra-
fen, Buß-, Ordnungs- oder Zwangsgelder, die gegen den Versiche-
rungsnehmer oder die mitversicherten Personen verhängt worden 
sind; 
 
5.7 soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zusagen über 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers hinausgehen; 
 
5.8 wegen Gehalt, rückwirkender Lohnzahlungen, Pensionen, Ren-
ten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Abfindungszah-
lungen im Zusammenhang mit der Beendigung von Arbeitsverhält-
nissen und Sozialplänen; 
 
5.9 wegen Pflichtverletzungen, die zu einer Benachteiligung geführt 
haben und vor dem Vollzug des Erwerbs/ der Übernahme eines 
anderen Unternehmens durch den Versicherungsnehmer und/oder 
eine seiner Tochtergesellschaften begangen worden sind; 
 
5.10 wegen Pflichtverletzungen, die zu einer Benachteiligung ge-
führt haben und die nach dem Abschluss des der Veräußerung zu-
grunde liegenden Vertrages des Versicherungsnehmers und/oder 
einer seiner Tochtergesellschaften durch ein anderes Unterneh-
men begangen worden sind; 
 
5.11 und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vornahme von 
Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen, die Auswir-
kungen auf die Betriebsstätte, wie z. B. bauliche Veränderungen, 
den Arbeitsplatz und/oder den Arbeitsprozess haben. 
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5.12 wenn und soweit dem Versicherer aufgrund der für ihn gelten-
den gesetzlichen Bestimmungen verboten ist, Versicherungen be-
reitzustellen oder Versicherungsleistungen zu erbringen. 
 

  
Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmungen sind 
entsprechend auf die mitversicherten Personen und/oder Tochter-
gesellschaften des Versicherungsnehmers anwendbar. Die Aus-
übung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließ-
lich des Versicherungsnehmers zu. Er ist neben den versicherten 
Personen und/oder Tochtergesellschaften des Versicherungsneh-
mers für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 
 

  
Der Versicherungsschutz für Tatbestände im Sinne des Teils G Zif-
fer 1.1 besteht Versicherungsschutz bis höchstens 500.000 EUR je 
Versicherungsfall. 
 
Die für diese Schäden geltende Versicherungssumme stellt auch 
die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres dar. 
 

 
 
Teil H – Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen zur Privat-Haft-
pflichtversicherung OPTIMAL (BBR PHV 2017 Komfort) für Privatpersonen  
 

Falls besonders vereinbart (siehe Versicherungsschein), gilt: 
 
• Es gelten nur die im separaten Dokument angehängten besonderen Bedingungen, Risikobe-
schreibungen und Zusatzbedingungen, für die Versicherungsschutz vereinbart wurde. •  
 
Die vereinbarte Deckungssumme sowie die in den BBR aufgeführten besonderen Summengrenzen 
(Höchstersatzleistungen) gelten pauschal für Personen-, Sach- und Vermögensschäden 

 
 

 

Zusatzbaustein Nachhaltigkeit für die Betriebshaftpflichtversicherung Version 
1.1 (Stand 06/2022) 

-  

Die Erweiterungen des Zusatzbausteines Nachhaltigkeit für die Betriebshaftpflichtversicherung sind 
dem separat beigefügten Dokument zu entnehmen. 
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